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Berlin, den 1. Mai. Die unterm 28. April an den
Königlichen Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen Centralge-
walt, Wirklichen Geheimenrath Camphauſen ergangene Eroff-
nung iſt durch die Königlichen Geſandtſchaften mittelſt des
nachfolgenden Circulars zur Kenntniß der deutſchen Regierun-
gen gebracht worden

„„Jn dem Circular vom 3. d. M. iſt die Hoffnung ausgeſprochen,
daß die Königliche Regierung binnen vierzehn Tagen im Stande ſein
werde eine definitive Erklärung über die deutſche Sache abzugeben.

Nachdem dieſer Zeitraum verſtrichen, hat das Königliche Staats-
Miniſterium um keinen Zweifel über ſeine Anſicht und ſeine Aufrichtig-
keit Raum zu laſſen, es für ſeine Pflicht gehalten ſchon am 21. reſp.
23. d. M. den preußiſchen Kammern zu erklären, wie es Sr. Majeſtät
dem Könige nicht zur Annahme der unveränderten, von der deutſchen
National- Verſammlung beſchloſſenen Verfaſſung rathen könne. Die defini-
tive Entſcheidung Sr. Majeftät hat aber um einige Tage ſich verzögern
müſſen, weil noch nicht alle deutſche Regierungen ſich ausgeſprochen hatten.
Die Entſchließung Sr. Majeſtät iſt nunmehr erfolgt, und Ew. rc. erhal-
ten anliegend Abſchrift der desfallſigen Erklärung wie ſie unterm heuti-
gen Datum an den Königlichen Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen
Centralgewalt ergangen iſt, um durch die letztere der National Perſamm-
lung mitgetheilt zu werden.

Jndem wir dies zur Kenntniß der deutſchen Regierungen bringen,
glauben wir, daß die Gründe, welche den Entſchluß Sr. Majeſtät beding-
ten keiner weiteren Ausführung bedürfen und wir können nicht zwei-
feln, daß jede deutſche Regierung dem erhabenen Sinne Sr. Majzeſtät,
Seiner Bundestreue gegen die verbündeten deutſchen Staaten und Seiner
uneigennützigen Geſinnung werde Gerechtigkeit widerfahren laſſen.

Die Königliche Regierung verkennt dabei keinesweges den Ernſt und
die Gefahren des Augenblicks, und ſie hofft, daß auch die übrigen deut
ſchen Regierungen dieſelben mit vollem Bewußtſein ins Auge faſſen. Daß
das Bedürfniß der Nation nach größerer Einigung und Kraäftigung be
friedigt werden muß, auch nachdem die in Frankfurt zunächſt von der
Verſammlung angeſtrebte Form ſich als unmöglich erwieſen hat wird je
dem Beſonnenen als unabweisbare Nothwendigkeit erſcheinen und ſie ver
traut darauf, daß die anderen deutſchen Regierungen ihr dazu die Hand
bieten werden. Sie hat in ihrer nach Frankfurt gerichteten Erklärung
noch einmal eine Möglichkeit in Ausſicht ſtellen wollen daß die National
Verſammlung ſelbſt von dem von ihr betretenen Wege zurückkomme und
die Hand zu Abänderungen der Verfaſſung bieten möchte ſo daß dennoch
das Werk der Vereinbarung und Verſtändigung mit ihr zu Stande käme.
Daß dies für die Beruhigung der Nation höchſt wünſchenswerth und da
her im Jntereſſe der Regierungen wäre, darüber wird nicht leicht ein
Zweifel gehegt werden.

Aber ſie verhehlt ſich nicht, wie wenig Ausſicht dazu vorhanden iſt,
daß dieſe Hoffnung verwirklicht werde und alle deutſche Staaten werden
mit ihr auf den entgegengeſetzten Fall gefaßt ſein müſſen zugleich aber
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auch darauf, daß durch ein ſtarres Feſthalten der Verſammlung an ihren
bisherigen Beſchlüſſen in manchen Ländern gefährliche Kriſen hervorge-
rufen werden können. Dieſen gemeinſam, ernſt und kräftig entgegenzu
treten, womöglich aber ſie durch ein entſchiedenes Handeln und Vorwärts-
W zu verhindern, iſt die Aufgabe und Pflicht der Regierungen Deutſch
lands.

Die Königliche Regierung iſt dazu in vollem Umfange bereit.
Jm feſten Vertrauen auf die Zuſtimmung die ihr von allen geſun

den und redlichen Elementen im eigenen Lande zu Theil werden wird,
iſt ſie darauf gefaßt, den zerſtörenden und revolutionairen Beſtrebungen
nach allen Seiten hin mit Kraft und Energie entgegenzutreten, und wird
ihre Maßregeln ſo treffen, daß ſie den verbündeten Regierungen die etwa
gewünſchte und erforderliche Hülfe rechtzeitig leiſten könne. Die Gefahr
iſt eine gemeinſame, und Preußen wird ſeinen Beruf nicht verleugnen, in
den Tagen der Gefahr einzutreten wo und wie es Noth thut.

Wir gehen von der von allen Beſſeren getheilten Ueberzeugung der
Nothwendigkeit aus daß der Revolution in Deutſchland ein Ziel geſetzt
werden müſſe. Jhre Kraft kann aber vollſtändig nur dadurch gebrochen
werden, daß ſie keinen Vorwand mehr findet, durch welchen fie die Ge
müther der Beſſeren im Volk über ihre wahren Abſichten und Endzwecke
täuſchen könne. Dieſes Ziel kann nicht durch paſſives Abwarten und durch
partiellen Widerſtand erreicht werden ſondern nur durch thätiges Ein
greifen und Handeln.

Die Königliche Regierung hatte in ihrer Circular- Depeſche vom 3. d.
M. den Weg angedeutet, auf welchem ſie damals, vermittelſt gemeinſamer
Berathungen in Frankfurt, zu dem erſtrebten Ziele glaubte hinwirken zu
können. Dieſer Weg hat ſich inzwiſchen als nicht mehr möglich erwieſen,
ſowohl dadurch daß mehrere der größten deutſchen Staaten es ablehnten,
auf dieſe Berathungen in Frankfurt überhaupt einzugehen und an denſel-
ben Theil zu nehmen, als auch dadurch, daß die Mehrzahl der übrigen
Regierungen, unter Beſeitigung der von ihnen ſelbſt gehegten Bedenken,
ſich beeilten ihre volle Adhäfion an die frankfurter Beſchlüſſe und ihre
Annahme der dort beſchloſſenen Verfaſſung zu erklären.

Wir müſſen nunmehr wünſchen, daß diejenigen deutſchen Regierun-
gen welche zu weiteren Berathungen über den jetzt einzuhaltenden Gang
und die fernere Entwickelung des Verfaſſungswerks mit Preußen geneigt
ſind, ſich direkt hierher nach Berlin wenden mögen, und entweder eigene
Bevollmächtigte hierher ſenden oder ihre Geſandten mit Jnſtructionen ver
ſehen, um ſich mit der Königlichen Regierung zu verſtändigen, welche letz-
tere in dieſem Falle bereit iſt, ihre Anſichten umfaſſend darzulegen und
mit Vorſchlägen entgegenzukommen.

Die Haltung und die weiteren Beſchlüſſe der National-Verſammlung,
nachdem ihr der Entſchluß Sr. Majeſtät des Königs bekannt geworden,
werden in der allernächſten Zeit ergeben inwieweit noch auf, eine Ver
ſtändigung mit derſelben und ein Mitwirken ihrerſeits zu dem angeſtreb
ten Ziele zu hoffen iſt.

Die Königliche Regierung hat immer an der Ueberzeugung feſtgehal-
ten, daß die Verfaſſung Deutſchlands, wenn ſie die Keime einer günſti-
gen Entwickelung und die Bürgſchaft der Dauer in ſich tragen ſoll, durch
das Zuſammenwirken der Regierungen und der Vertreter der deutſchen



Nation zu Stande kommen müſſe. Sie bleibt dieſem Grundſatze auch jetzt
und für die Zukunft treu. Sollte es ſich herausſtellen, daß jede Hoffnung
auf die Mitwirkung der National Verſammlung in ihrer jetzigen Geſtalt
aufgegeben werden müſſe, ſo hält fie es nur um ſo mehr für die Pflicht
und die Aufgabe der deutſchen Regierungen, dem Bedürfniſſe der deut-
ſchen Nation bald eine volle und umfaſſende Befriedigung zu gewähren,
indem ſie derſelben ihrerſeits eine Verfaſſung darbieten, welche dem Be-
griff des Bundesſtaates entſpreche und durch eine wahrhafte Vertretung
des Volkes dem letzteren die Gewißheit einer geſetzlichen Mitwirkung er-
halte. Der Entwurf einer ſolchen Verfaſſung würde die Arbeit der Na
tional Verſammlung wieder aufnehmen und nur die in dieſelbe durch eine
Verknüpfung unglücklicher Umſtände eingedrungenen zerſtörenden Elemente
beſeitigen ſie wird alſo jedenfalls auf der Errichtung einer kräftigen und
einheitlichen Exekutiv- Gewalt und einer National- Vertretung in Staaten
haus und Volkshaus mit legislativen Rechten baſirt ſein müſſen. Jndem
wir dieſe Grundzüge feſthalten, können wir das Einzelne der weiteren
Berathung überlaſſen und zweifeln nicht, daß aus dem einmüthigen Stre
ben nach dem großen Ziel und der allſeitigen Erkenntniß deſſen was der
Nation noth thut, ein Werk hervorgehen werde, welchem auch die alsdann
in kürzeſter Friſt zur Reviſion dieſer Verfaſſung zuſammenzurufenden bei-
den Häuſer eines deutſchen Reichstags ihre Anerkennung und Zuſtimmung
nicht verſagen werden.

Wir müſſen daher den deutſchen Regierungen den dringenden Wunſch
ausdrücken, daß ſie uns durch die Sendung von Bevollmächtigten oder
durch Ertheilung von Jnſtructionen bald in den Stand ſetzen mögen, eine
weiter eingehende Verhandlung eröffnen zu können.

Berlin, den 28. April 1849. Der Miniſter Präſident
Graf von Brandenburg.“

Berlin, d. 1. Mai. Jm Laufe des geſtrigen Tages
wurde die Ruhe der Stadt nicht geſtoört. Gegen 9 Uhr Abends
bildeten ſich jedoch in der Landsberger- und Frankfurterſtraße
Volkshaufen, zum großen Theil aus Lehrlingen und anderen
jungen Burſchen beſtehend, welche deutlich die Abſicht zu er-
kennen gaben, Exceſſe zu begehen. Jhre Führer waren mit ro-
then Mützen und Schärpen bekleidet, und einzelne Perſonen
mit Buüchſen und Flinten bewaffnet. Unter Vortragung einer
rothen Fahne und unter dem Rufe: „es lebe die Republik“,
begab ſich die Menge zu einigen als radical bekannten in dor-
tiger Gegend wohnenden Perſonen und brachte ihnen Lebehochs.
An der Ecke der Frankfurter- und Waßmannsſtraße und an der
Ecke der Landsberger- und Waßmannsſtraße wurden Barrika-
den erbaut. Die Schutzmannſchaft vermochte dem Unfug nicht
zu ſteuern es rückte daher eine Kompagnie Militär an, vor
welcher die Menſchenmenge ſich zerſtreute, ohne daß es zum Ge
brauch der Waffen gekommen wäre. Einzelne der Excedenten
wurden verhaftet, und einer derſelben, welcher ſich dem Mili-
tair widerſetzte, durch einen Bajonnettſtich verwundet. (D. R.)

Mit dem heutigen Tage treten neue adminiſtrative Poſtre-
formen ins Leben, welche fur den Poſtverkehr ſehr bedeutende
Verbeſſerungen erzielen. Jhnen zu Folge werden auf ſammtli-
chen Eiſenbahnhöfen SpeditionsBüreaus eingefuhrt, welche neben
einer richtigeren Spedition auch eine Beſchleunigung der Briefe
und Güter erzielen. Dieſelben werden namlich mit Umgehung
der Lokal- Poſt ohne Verzug von einer Eiſenbahn zur andern
befordert. Es tritt dadurch beiſpielsweiſe eine Beſchleunigung
von etwa 12 Stunden fur die von Frankreich, Belgien und
dem Rheine über Berlin nach dem Nordoſten, wie Schleſien
beſtimmten Effekten in allen den Faällen ein, wenn der Koölner
Zug des Abends etwas ſpäter als 10 Uhr anlangt. Ferner
gehoört der adminiſtrative Reformpunkt hierher, vermoge deſſen
aller poſtaliſche Nachweis für Briefe, ſelbſt Expreſſe wegen des
hemmenden Geſchaftsgangs aufhoört, ſo wie, daß von jetzt ab
an allen EiſenbahnStationen PoſtExpeditionen eingerichtet wer
den. Für die zu befördernden Poſt Beamten hat der Staat
den Eiſenbahn Direktionen der Monarchie das Averſionalquan-
tum von vierzig Tauſend Thalern verwilligen müſſen. Andere
Punkte laſſen wir unerwahnt, bemerken aber, daß die früher
erwähnte Reiſe des Herrn v. Schaper weſentlich mit dieſen
Neuerungen zuſammenhängt.

Jm Staatsminiſterium iſt man lebhaft mit dem neuen
Wahlgeſetz beſchäftigt. So einig man ſich darüber geworden
iſt, die Octroyirung eines ſolchen nach repreſſiven Grundſatzen
vorzunehmen, auf ſo viel Schwierigkeiten ſoll man bei der Feſt
ſetzung dieſer Grundſätze ſtoßen. Wie wir aus guter Quelle
vernehmen, theilt ſich das Miniſterium vornehmlich zwiſchen zwei
Meinungsverſchiedenheiten. Nach der einen Anſicht, deren Ver-
treter beſonders der Miniſter v. Manteuffel iſt, ſoll das Wort
„ſelbſtſtändig“ eine engere Jnterpretation erfahren und zwar
dahin, daß es auf eigenen Heerd oder Hausſtand beſchränkt
würde, alſo alle ſogenannten Ledigen, namentlich bei Brod-
herren wohnenden u. ſ. w. Leute ausgeſchloſſen blieben. Man
glaubt dies um ſo leichter durchzuſetzen, als früher eine authen-
tiſche Jnterpretation des Wortes ſelbſtſtandig“ noch nicht ſtatt-
gefunden hat und man ſich ſonach nur an die beſtehende Geſetz
gebung anzuſchließen brauche. Eine entgegenſtehende Anſicht im
Miniſterii hält dies jedoch nicht für zureichend und will ein ganz
neues Wahlgeſetz nach einem auf etwa 3 Steuerklaſſen fundir-
ten Cenſüs. Die Wahler würden danach in Hochſt-, Mittelſt-
und Niedrigſt-Beſteuerte zerfallen und die Organiſation derartig
ſtatt haben, daß die Abgeordneten der erſten Klaſſe an Kopf-
zahl den anderen überlegen wären. Ueber den Modus der Aus-
führung ſchwankt man indeß bei dieſem Vorſchlage noch ſehr.

Reichs-Unterſtaats-Sekretair Baſſermann iſt von Frank-
furt a. M. hier angekommen.

Berlin, d. 3. Mai. Se. Majeſtät der König haben ge
ruht: Dem Prediger Hoffmann zu Roſperwenda, in der
Grafſchaft Stolberg, den Rothen Adler- Orden vierter Klaſſe;
ſo wie dem Muühlenwerkfüührer Ottomar Scheiberlin zu
Konradswalde, im Kreiſe Stuhm, die Rettungs- Medaille am
Bande zu verleihen.

Berlin, d. 3. Mai. Se. Majeſtät der König haben ge-
ruht: Den Staats- Miniſter Grafen von Arnim auf ſein An-
ſuchen von der Leitung des Miniſteriums der auswartigen An-
gelegenheiten zu entbinden und dieſelbe interimiſtiſch dem Mini-
ſter-Praſidenten Grafen von Brandenburg zu übertragen.

Der franzöſiſche außerordentliche Geſandte und bevollmach-
tigte Miniſter, de Lurde, iſt von Köoln hier angekommen.
Der Ober-Praſident der Rheinprovinz, Eichmann, iſt nach
Koblenz von hier abgereiſt.

Köln, d. 1. Mai. Das heutige Blatt der Köln.
Ztg. enthält an ſeiner Spitze, die Neue Rhein. Ztg. da-
gegen an ihrem Ende folgenden Aufruf:

„An alle Gemeinden der Rheinprovinz. Die bedenkliche
politiſche Lage des deutſchen Vaterlandes hat den Gemeinderath der Stadt
Köln zu dem Beſchluſſe geführt,

eine allgemeine Berathung aller Gemeinden der
Rheinprovinz

zu veranlaſſen, um deren Reſultat in einer Geſammt Eingabe dem Kö-
nige vorzulegen.

Wir haben uns erlaubt dazu
Samſtag den 5. Mai, Vormittags 9 Uhr,

und als Ort der Verſammlung
den großen Rathhaus-Saal dahier

zu beſtimmen und beehren uns, die Gemeinde Räthe der Provinz zu
erſuchen dieſe Verſammlung durch Abgeordnete aus ihrer Mitte zu be
t Abgeordneten mit gehöriger Vollmacht verſehen, können die
nöthigen Eintritts- Karten von Freitag den 4. Mai, Nachmittags 5 Uhr
ab, auf den Rathhauſe bei dem zu dieſem Zwecke beſtellten Komite in
Empfang nehmen. Köln, d. 30. April 1849.

Ober-Bürgermeiſter, Beigeordnete und Gemeinde-
Verordnete der Stadt Köln.

Jn Folge dieſer Aufforderung bringt ein Extrablatt der
Köln. Ztg. nachſtehenden Erlaß der Regierung:

Der von dem hieſigen Gemeinderathe in ſeiner geſtrigen außer
ordentlich gehaltenen Sitzung, aus angeblicher Veranlaſſung der bedenk
lichen politiſchen Lage des deutſchen Vaterlandes, gefaßte Beſchluß, eine
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o J J Jdie umfaſſendſten Kriegs-Zurüſtungen ſtatt.
einbeordert und iſt zum Theil ſchon zu den Regimentern ge-
kommen und es ſind bereits die Punkte angegeben, an welchen

ſchleſiſche Grenze rücken.
bereits mehrere Offiziere nach den Concentrationspunkten abge

gangen ſein, um die nöthigen Recognoscirungen vorzunehmen.

allgemeine Berathung aller Gemeinden r zu veranlaſ
ſen und die in den heutigen öffentlichen Blättern bereits unter Jhrem
und der Beigeordneten und Gemeinde Verordneten Namen bekannt ge-
machte Einladung an die Gemeinderäthe der Rheinprovinz, die auf den
5. d. Mts. im großen Rathhaus Saale dahier anberaumte Verſamm-
lung durch Abgeordnete aus ihrer Mitte zu beſchicken, muß uns, wenn
gleich es nicht für gut befunden worden iſt, uns von jenem Beſchluſſe
des Gemeinderathes in Kenntniß zu ſetzen, beſtimmen, darauf aufmerk-
ſam zu machen, daß nach der beſtehenden Verfaſſung die Vertretung
der Rheinprovinz in ihren verſchiedenen Jntereſſen weder dem hieſigen
Gemeinderath allein, noch auch demſelben in Gemeinſchaft mit Abge
ordneten der übrigen Gemeinderäthe der Provinz zuſteht, daß ſich die
Befugniſſe der Gemeinderäthe nach 5. 61 der Gemeinde Ordnung für
die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 vielmehr auf die Faſſung verbin-
dender Beſchlüſſe in ihren eigenen Gemeinde Angelegenheiten beſchränkt.
Auch das durch die Verfaſſungs Urkunde vom 5. Dec. v. J. gewähr
leiſtete Recht, ſich ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß friedlich in
geſchloſſenen Raumen zu verſammeln, verleiht den beſtehenden Behör-
den kein Recht über die geſetzlichen Schranken ihrer Befugniſſe hinaus
die Berathuug und Beſchlußnahme über Angelegenheiten außerhalb ihres
Geſchaftskreiſes an ſich zu ziehen. Wenn ſodann auch nach g. 30
der Verfaſſungs Urkunde Petitionen unter einem Geſammtnamen Be-
hörden und Corporationen geſtattet ſind, ſo kann doch zu dieſen Be-
hörden die von dem hieſigen Gemeinderathe eigenmächtiger Weiſe
berufene Verſammlung von Abgeordneten aller Gemeinderäthe der
Rheinprovinz unmöglich gerechnet werden.

Wir unterſagen deshalb hierdurch die Ausführung
des von dem hieſigen Gemeinderathe unbefugter Weiſe
lin Beſchluſſes, eine allgemeine Berathung aller

emeinden der Rheinprovinz zu veranlaſſen.
Die bereits erfolgten Einladungen zu der auf den 5. d. Mts. an

beraumten Verſammlung ſind ſofort zurückzunehmen.
Köln, d. 1. Mai 1849.Königliche Regierung Abtheilung des Jnnern,

gez. Birck.
An den commiſſariſchen Ober Bürgermeiſter, Herrn Appellations Ge-

richtsrath Gräff hier.
Abſchrift vorſtehenden heute an das hieſige Ober Bürgermei-

ſter Amt gerichteten Erlaſſes bringen wir hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß.

Köln, d. 1. Mai 1849.
Königliche Regierung, Abtheilung des Jnnern,

gez. Birck
Königsberg, d. 29. April. Aus der zuverlaſſigſten

Quelle kann ich die Mittheilung machen, daß unſer ganzes er-
ſtes Armeekorps mit der geſammten Landwehr c. mobil ge-

Bei allen Waffengattungen finden daher
Die Reſerve wird

macht werden wird.

Obſervations- und andere größere Truppenkorps concentrirt wer
den. Ein großer Theil unſeres Armeekorps iſt fur das Groß-
herzogthum Poſen beſtimmt, ein anderer Theil ſoll an die ober-

Aus dem hieſigen Generalſtabe ſollen

Breslau, d. 30. April. Nach einer uns heute zuge-
kommenen zuverläſſigen Mittheilung aus Krakau findet das
Einrucken eines ruſſiſchen Armeekorps in das krakauer Ge-
biet zuverläſſig morgen den 1. Mai ſtatt. Gleichzeitig ha-

ben wir unſern Leſern noch mitzutheilen, daß das preußiſche
Miniſterium des Aeußern den Durchzug eines
Hulfskorps durch Schleſien nach Oeſterreich hin geſtattet

ruſſiſchen

hat, und zwar der Art, daß daſſelbe in Myslowitz die ober-
ſchleſiſche Eiſenbahn beſteigt, und von da uber Koſel nach
Oderberg hin gefuhrt wird. Bereits in vergangener Nacht
iſt durch telegraphiſche Depeſche dem oberſchleſiſchen Eiſen
bahn Kommiſſariat von Berlin aus die Weiſung zugekom-
men, die betreffenden Eiſenbahn Direktionen ſchleunigſt zu
den nöthigen Arrangements zu veranlaſſen. Bemerken muüſ-
ſen wir noch daß auch die Direktion der FerdinandsNord-
bahn veranlaßt worden iſt, jene Truppen bald nach ihrer
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Ankunft in Oderberg auf der Nord bahn weiter zu befoör
dern. Reiſende, welche heute Nachmittags aus Wien
hier angekommen ſind, theilen uns mit, daß nach einer ge
ſtern in Wien angelangten Nachricht die ungariſche Ar
mee die Donau überſchritten und Raab genommen
re i r n ſo wurde das Armee-anus von der oſterreziemlich abgeſchnitten ſein. tereetchiſhen 9gneteemee ſo

So eben iſt uns nachſtehendes Schreiben vom 29ſten
d. M. aus Szezakowa zugekommen: „Mit dem heutigen
Frühzuge aus Warſchau kam der ruſſiſche General v. Berg
in Begleitung ſeines Adjutanten und des Oberſten v. Le
ſchinsky hier an, warteten den von Krakau um 12 Uhr an
kommenden Zug hier ab und fuhr dann mit demſelben wei
ter nach Wien ab. Mit dem Zuge von Krakau traf der
oöſterr. Ulanen Oberſt von Choblen mit ſeinem Adjutanten,
Grafen Thun, hier ein und fuhren nach einer kurzen Unter
redung mit den ruſſiſchen Offizieren mit dem nächſten Zuge
nach Warſchau, die Ruſſen dagegen nach Wien ab. Bei
dieſer Gelegenheit ſagte mir ein hochgeſtellter ruſſiſcher Be
amte, daß am 1. oder 2. Mai zuverläſſig 12 15,000 M.
ruſſiſcher Truppen, beſtehend aus 2 Bataillons Jäger, 2
Eskadrons Ulanen, 2 Eskadrons Koſaken, 2 Batterieen Ar
tillerie und der Ueberreſt aus Jnfanterie, über den Granz
ort Michalowice in das krakauiſche Gebiet einrucken wur
den. Jhre nächſte Beſtimmung iſt die Stadt Krakau, wo
ſie weitere MarſchOrdre erhalten werden. Nach und nach
ſollen dann ſo viel Truppen nachruücken, bis die Zahl von
100,000 Mann erreicht iſt, deren Beſtimmung nach Galtzien,
überhaupt nach Oeſterreich hin iſt. Sobald dieſe Truppen
maſſe konzentrirt ſein wird erwartet man den Kaiſer in de-
ren nachſter Naähe.“ (Schleſ. Ztg.)

Frankfurt a. M., d. 29. April. Alle Intereſſen tre
ten noch immer zurück gegen die Lebensfrage, deren Löſung
jetzt die Gemüther bewegt: die Verfaſſung. Der Dreißiger
Ausſchuß hält unausgeſetzt ſeine Sitzungen und hat ſelbſt am
Sonntage nicht gefeiert, ſondern beute die Mitglieder des Reichs
Miniſteriums in ſeiner Mitte geſehen, um neuerdings Aufklä
rungen über die Sachlage von ihnen entgegen zu nehmen.
Die weit überwiegende Mehrheit deſſelben ſcheint fortwährend
geneigt, alle extremen Maßregeln, die von mehr als einer
Seite, und wahrlich nicht bloß mehr von der Linken, in Vor
ſchlag gebracht werden, zurückzuweiſen und mit derjenigen be
ſonnenen Energie, welche die Beſchluſſe der National Ver
ſammlung im Volke allein tragen kann und wird, auch ſeine
weiteren Schritte zu bezeichnen.

Frankfurt a. M., d. 30. April. Die National-
Verſammlung hat in ihrer heutigen Sitzung be-
ſchloſſen:

a) Das Präſidium iſt ermächtigt, außerordent-
liche Sitzungen zu jeder Zeit und an jedem
Ort zu berufen;

b) auf Verlangen von 100 Mitgliedern muß eine
außerordentliche Sitzung anberaumt werden;

c) die Verſammlung iſt beſchlußfaähig bei An-
weſenheit von 150 Mitgliedern;

d) die Verſammlung ſpricht ihre Mißbilligung
der in Berlin und Hannover ſtattgefundenen
Auflöſung der Kammern aus;

e) die Regierungen von Preußen und Hannover
ſind aufzufordern, ſchleunigſt neue Wahlen
zu veranlaſſen;
die Verſammlung ſpricht die Erwartung aus,
daß die noch übrigen Organe der Volks-Ge-



ſinnung in Preußen und Hannover den Wil-
len des Volkes in der deutſchen Verfaſſungs-
frage offen und ſchleunigſt kundgeben werden.

Leipzig, d. 4. Mai. Der Commandant und der Aus-
ſchuß der hieſigen Communalgarde erläßt folgenden Aufruf:

Kameraden! Als die Bewegung des vergangenen Jahres ſich in dem
Rufe nach Deutſchlands Einheit, Macht und Freiheit einigte, war die
Communalgarde Leipzigs eine der erſten Bürgerwehren, welche durch An
nahme der ſchwarz roth goldenen Cocarde kundgab, ſie ſei eine deutſche
Bürgerwehr. Die deutſche Reichsverſammlung als Vertreterin des deut
ſchen Geſammtwillens hat nun eine Verfaſſung für Deutſchland verkündet,
welche ein Mittel iſt zur endlichen Einigung Deutſchlands. Jeder Deutſche
muß dieſer aus dem Geſammtwillen des Volks hervorgegangenen Verfaſ-
ſung ſich unterordnen. Kameraden! Der Geſammtwille iſt auch der
unſerige. Den Adreſſen, welche der Stadtrath und die Stadtverordneten
an die Regierung zur Verwirklichung der deutſchen Verfaſſung gerichtet ha
ben, haben wir uns angeſchloſſen in dem ſichern Bewußtſein, dadurch die
Ueberzeugung und den Wunſch der geſammten Communalgarde ausgeſpro
chen zu haben. Um des Volkes einhelligen Willen durchzuführen, bedarf es
nur der einigen Willenserklärung. Kameraden, wir wollen einig und feſt
zuſammenſtehen zum Schutze des Geſetzes und der Ordnung. Leipzig, am
30. April 1849.

Jn einer geſtern Abend im Hotel de Pruſſe ſtattgefun-
denen Volks verſammlung, an welcher ſich auch die HH.
Tzſchirner und Helbig betheiligten war der Beſchluß gefaßt,
den Stadtrath zu erſuchen, er moöoöge in Gemeinſchaft mit
den Stadtverordneten und den Leitern jener Volksverſamm-
lung eine Deputation nach Dresden ſenden, um bei dem
König die Entlaſſung der gegenwärtigen Miniſter zu bean-
tragen. Der Stadtrath hatte indeß dieſem Beſchluſſe nicht
beitreten zu können geglaubt, und in einer heute Vormittag
ſtattgefundenen Sitzung der Stadtverordneten wurde von die
ſen ebenfalls nach längerer Debatte beſchloſſen ſich dem An-
trage des Stadtraths anzuſchließen. Auch ein von dem
Stadtverordneten Adv. Klemm geſtellter Antrag: in Gemein-
ſchaft mit dem Stadtrath den König zu erſuchen, durch die
Staatsregierung die Neuwahlen zum Landtag unverzuglich
anberaumen zu laſſen, zu deſſen Motivirung Stadtverordne-
ter Georg Wigand namentlich auf Erwähnung der von der
Nationalverſammlung in Betreff der Nichtaufloöoſung oder
Einberufung der Volksvertreter der einzelnen Länder gefaß-
ten Beſchluſſe antrug, fand gegen wenige Stimme Annahme.
Jm Beginn der Verhandlungen hatte auch der Vorſitzende,
Gerichtsdirector Werner, darauf hingewieſen daß bereits
am 29. April Abends die Staatsminiſter Dr. Held, Wein-
lig und v. Ehrenſtein dem König ihre Entlaſſung angeboten
hätten, wenn man nicht zur Anerkennung der deutſchen
Reichsverfaſſung vorſchreiten wolle.

Leipzig, d. 2. Mai. Der Rath und die Stadtverordne
ten haben unterm 1. Mai folgende Anſprache veroffentlicht:

An unſere Mitburger! Eine geſtern im Hotel de Pruſſe abgehal-
tene Volksverſammlung hat zufolge von ihr gefaßter Beſchlüſſe bei
dem Stadtrathe beantragt: in Gemeinſchaft mit den Stadverordneten
und Abgeſendeten der Volksverſammlung durch eine Deputation Se.
Maj. den König um ſofortige Entlaſſung der Miniſter zu erſuchen.
Die unterzeichneten Körperſchaften haben am 27. April in Adreſſen an
Se. Maj. den König und das Geſammtminiſterium auf die bei längerm
Zaudern in Anerkennung der deutſchen Verfaſſung dem Geſammtwohl
drohenden Gefahren hingewieſen. Seitdem iſt die Verwickelung geſtie-
gen. Die Nationalverſammlung hat am 26. April d. J. beſchloſſen,
die Regierungen zu veranlaſſen, von ihrem Rechte der Kammeraufloö
ſung, ſo lange die Reichsverfaſſung nicht anerkannt ſei, keinen Ge-
brauch zu machen. Dem entgegen ſind geſtern unſere Kammern aufge-
löſt worden. Bei dieſer Sachlage haben wir, wenn wir auch den ge-
ſtellten Anträgen nicht zu entſprechen vermögen doch den in unſern
Adreſſen vom 27. April ausgeſprochenen Grundſätzen getreu uns ge-
drungen geſehen Se. Maj. den König im Hinblick auf den obigen Be
ſchluß der Nationalverſammlung um ungeſäumte Veranſtaltung der
Neuwahlen zur Volksvertretung zu erſuchen. Mitbürger i Je ſchwie-
riger die Verwickelungen ſind in welchen das Vaterland ſich befindet,
um ſo mehr iſt es unſere Pflicht, Ruhe und Beſonnenheit zu bewah
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ren und die geſetzliche Ordnung aufrecht zu erhalten. Wir werden dieſer Pflicht nachzukommen wiſſen und dürfen hierbei um ſo zuverſichtli-

cher auf eure Unterſtützung rechnen, als der Wohlſtand unſerer Stadt
durch jedes ungeſetzliche Gebähren gefährdet, ja auf lange Zeit hinaus
untergraben wird.

Dresden, d. 1. Mai. Die Staatsminiſter Dr. Held,
v. Ehrenſtein und Dr. Weinlig haben geſtern ihre Ent-
laſſung bei dem König eingereicht. Derſelbe hat ſie an-
genommen die Miniſter jedoch mit der interimiſtiſchen Fortfuüh-
rung der Departementsgeſchafte bis zur Ernennung ihrer Nach
folger beauftragt. Die Urſache des ganz unerwarteten Ruck-
trittsgeſuchs ſoll, wie man allgemein behauptet, die deutſche
Verfaſſungsfrage ſein. Heute traf der Reichscommiſſar v. Watz
dorf hier ein. Die Bewegung fur die Anerkennung der Reichs-
verfaſſung nahm dieſen Nachmittag unerwartet einen allgemei-
nen Charakter an. Gleich nach 12 Uhr verſammelten ſich Tau-
ſende auf dem Pirnaiſchen Platz und begaben ſich unter Voran-
tragung der deutſchen und anderer Fahnen nach dem Gebäude
des Juſtizminiſteriums, um dem Praſidenten Dr. Held die in
der geſtrigen Hauptverſammlung des Vaterlandsvereins gefaß-
ten Beſchlüſſe in einer Adreſſe zu uberreichen. Eine Deputa-
tion von drei Ausſchußmitgliedern verfugte ſich in das Gebäude,
und nachdem Dr. Minckwitz an Dr. Held die entſprechende An-
rede gehalten hatte, bemerkte Letzterer, daß er bereits ſeine Ent
laſſung eingereicht habe und daß ſich die Deputation daher an
die Anweſenden, im Amte verbliebenen Staatsminiſter Frhrn.
v. Beuſt und Rabenhorſt zu wenden hatte. Dieſe erklarten,
die Adreſſe dem Könige vorlegen zu wollen. Als der vor dem
Juſtizminiſterium harrenden Menge der Rucktritt der Staats-
miniſter verkündet wurde, erhielten ſie ein Hoch. Bis gegen
2 Uhr halte die innere Stadt ein ſehr aufgeregtes Anſehen, na-
mentlich hatten ſich auf der Schloßgaſſe und vor dem konigl.
Schloſſe dichte Gruppen gebildet, die in lebhaftem Geſprache
begriffen waren. Unordnungen ſind bis jetzt, wo ſchon die Stadt
ihr voriges ruhiges Anſehen wieder gewonnen hat, nicht vorge-
kommen.

Das Stadtverordnetencollegium hat heute Abend
auf Antrag Dr. Hirſchel's mit Einhelligkeit beſchloſſen, eine
Adreſſe, die unverweilte Anerkennung der deutſchen Reichsver-
faſſung betreffend, an den König abgehen zu laſſen, und den
Stadtrath ſowie die hieſige Bürgerwehr zum Beitritt aufzu-
fordern, und es ſteht zu erwarten, daß ſich unſer Stadtrath,
der ſich ſonſt nicht leicht bei dergleichen Oemonſtrationen zu be
theiligen pflegt, der allgemeinen Bewegung, welche ſeit heute
Mittag auf eine auffallende Weiſe um ſich gegriffen hat, kaum
wird entziehen kounnen. Als heute eine Deputation eine ahnliche
Adreſſe dem Könige uüberreichte, hat dieſelbe eine keineswegs
Hoffnung erregende Antwort erhalten, und können wir aus
guter Quelle hinzuſetzen, das der König kaum ſich geneigt fin-
den dürfte, in anderer Weiſe ſich zu erklären. Herr v. Carlo-
witz ſoll behufs der Bildung eines neuen Cabinets zum Konig
berufen worden ſein. Die Ruhe der Stadt iſt dieſen Abend
nicht im Geringſten geſtort worden, obſchon ſich auf der Schloß-
gaſſe gegen 9 Uhr eine ziemlich lebhafte Bewegung zeigte. Spaat
Abends noch verbreitete ſich das Gerucht, daß ungariſche
Huſaren, man ſpricht von 200 Mann, vollig ausgerüſtet
auf ſachſiſches Gebiet übergetreten ſeien. Jch theile dieſes
Gerücht bloß mit, als bekanntlich zu Thereſienſtadt in Boööh
men ein ungariſches Huſarenregiment ſtationirt iſt und ſomit
wenigſtens eine Möglichkeit dieſes Vorfalls u

A. -Ztg.)
Stuttgart, d. 27. April. Auf die Erklarung des Reichs

Kriegsminiſters, daß ohne Vorwiſſen und Genehmigung der
Centralgewalt der Prinz Friedrich den Befehl zum Vorrucken
der wurttembergiſchen Truppen in Baden an unſere Granze



gegeben habe, iſt in der Kammer heute ein Antrag Stock-
maiers auf eine Bitte an die Regierung, ſie möge das in
den Händen des Prinzen Friedrich befindliche Korps Kom-
mando ſogleich (für die Etats- Berathung war die Exigenz
geſtrichen worden) aufheben, ſofort, ohne nur eine Debatte zu
veranlaſſen, durch bloßes Aufſtehen und Sitzenbleiben ange-
nommen worden. Eben ſo wurde die Bitte an die Regierung
um vollſtandige Auskunft uber die Betheiligung des Prinzen
an der geſchehenen Dislokation der Truppen von der Kammer

genehmigt. (DO. 3.)Stuttgart, d. 29. April. Die Unumwundenheit auch
der von der Krone Wurttemberg in der deutſchen Sache ſchließ-
lich abgegebenen Erklärung iſt mehrfach, namentlich in der
„Karlsruher Zeitung“ bezweifelt worden. Um alle müßigen oder
gefliſſentlich falſchen Jnterpretationen zu beſeitigen, theilen wir
dieſe Erklaärung, nebſt der in der Kammer der Abgeordneten ge-
gebenen Erläuterung aus dem gedruckten Protocolle dieſer Kam-
mer mit. Die von dem Geſammtminiſterium verfaßte Seiner
Majeſtät dem Könige vorgelegte und von Hochſtdemſelben ge-
nehmigte Erklärung lautet:

Se. Majeſtät der König von Württemberg nimmt, in Ue-
bereinſtimmung mit ſeinem Miniſterium, die deutſche Reichs
verfaſſung einſchließlich des Kapitels uber die Oberhauptsfrage
und der im Sinne dieſer Verfaſſung zu verwirklichenden Lo
ſung derſelben, ſammt dem Reichswahlgeſetze an. Zugleich
ſoll der wurttembergiſche Bevollmachtigte in Frankfurt dahin
inſtruirt werden, zu erklären, daß die württembergiſche Re-
gierung nichts dagegen einzuwenden habe, wenn Se. Majeſtät
der König von Preußen, welcher das Erbkaiſerthum nicht
annehmen will, unter den vorliegenden Umſtanden ſich fur
jetzt mit Zuſtimmung der deutſchen Nationalverſammlung an
die Spitze Deutſchlands ſtelle. Ludwigsburg, den 25. April
1849. Wilhelm.

Der Berichterſtatter Reyſcher Vorſtand der Funfzehner-
kommiſſion) bemerkt darauf unter Anderm: „Die Kommiſſion
hat nun durchaus kein Bedenken mehr, ſondern iſt der An
ſicht, daß die Erklärung, ſo wie ſie vorliegt, acceptirt werden
ſollte. Die Kommiſſion geht nämlich von der gewiß richtigen
Vorausſetzung aus, daß in dem erſten Satze der Erklärung die
definitive Erledigung der Oberhauptsfrage und in dem zweiten
Satze die moöglicher Weiſe eintretende proviſoriſche Erledigung
lediglich in die Hände der Nationalverſammlung gelegt ſei, daß
alſo mit den Worten: „und der im Sinne dieſer Verfaſſung
zu verwirklichenden Löſung der Oberhauptsfrage“ ſtillſchweigend
gerade auf die Nationalverſammlung hingewieſen ſei, wie dies
im zweiten Satze ausdrucklich geſchehen iſt. Die Kommiſſion
wird ſich hier gewiß in keinem Jrrthume befinden. Es iſt in
dem zweiten Satze von der Vorausſetzung ausgegangen, daß
Se. Majeſtät der König von Preußen die auf ihn gefallene
Wahl abgelehnt habe. Oeffentlich iſt hiervon Nichts bekannt
geworden. Jndeſſen iſt dieſer Punkt wohl auch nicht weſentlich
bei der vorliegenden Frage, indem es lediglich Sache des Mi-
niſteriums iſt, bei der Jnſtruirung unſeres Geſandten in Frank-
furt im Sinne der allgemeinen und unbedingten Unterwerfung
unter die Nationalverſammlnung auch dieſen Punkt, wenn er
je wichtig werden ſollte, zu erledigen.“ Worauf der Miniſter,
Staatsrath Römer: „IJch habe ſchon in der Funfzehnerkom-
miſſion ausgeſprochen, daß die Erklärung Sr. Majeſtat, welche
der Herr Vorſtand des Departements des Jnnern vorhin ver-
leſen hat, unſerer Anſicht entſpreche, desgleichen die Jnterpre-
tation des Berichterſtatters ſowie dieſe auch von Sr. Majeſtät
dem Könige nach genommener Ruckſprache mit uns als folge-
richtig anerkannt worden iſt. Wenn je Zweifel entſtehen kon
nen über den Sinn des zweiten Theils dieſer Erklärung, ſo
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wären ſie beſeitigt durch den erſten Theil,
Verfaſſung mit Einſchluß der
anerkannt wird, und zwar, wie ſie beſteht, nach
allen ihren Konſequenzen. Ueberdies gebe ich, da dieſe
Erklarung des Königs vom Miniſterium nicht unterzeichnet iſt,
in meinem und meiner Kollegen Namen zu Protokoll, daß wir
dieſes Aktenſtück anerkennen und jederzeit vertreten werden.“
(Beifall.)

Karlsruhe, d. 27. April. Jn der heutigen Sitzung der
2. Kammer fragte der Abg. Lamey, welchen Sinn die badiſche
Regierung mit dem Schlußſatze ihrer Note vom 11. d. M.,
welcher zu verſchiedenen Mißdeutungen Anlaß gegeben, verbun-
den habe. Jm Namen der Regierung erwiderte Staatsrath
v. Stengel hierauf: Die Regierung hat die Reichsverfaſſung
und Oberhauptsfrage unbedingt anerkannt. Dieſe Verfaſſung
iſt aber, wie ihre Entſtehung und ihr Jnhalt darthut, fur das
geſammte Deutſchland gegeben und nur hinſichtlich Oeſterreichs
ein Vorbehalt gemacht. Die Verfaſſung würde in manchen
Punkten namentlich hinſichtlich der Verhältniſſe zur Central-
gewalt, hinſichtlich der Stimmvertheilung u. dgl. andere Be-
ſtimmungen erhalten haben, wenn ſie nicht fur das ganze deut
ſche Reich, ſondern nur für eine Verbindung eines Theiles der
deutſchen Staaten gegeben worden wäre. Soll aber nach der
Reichsverfaſſung, wie ſie vorliegt, das geſammte Deutſchland
(vorbehaltlich beſonderer Verhaltniſſe Oeſterreichs) ein Bundes
ſtaat werden, ſo ſetzt dies voraus, daß der Beitritt aller deut
ſchen Staaten erwirkt werde. Der einzelne Staat kann fur
ſich den Bundesſtaat nicht ausmachen, es bedarf dazu des Zu-
tritts der anderen, mit denen er zu einem Bundesſtaat ver
einigt werden ſoll. Es wird nun Sache der Nationalverſamm-
lung und der Eentralgewalt ſein, diejenigen Schritte zu thun,
welche den Beitritt aller Staaten, beziehungsweiſe den Bundes
ſtaat, wie er beſchloſſen iſt, zu verwirklichen im Stande ſind.
Die Regierung iſt bereit, hierzu mitzuwirken, ſo wie ſie über
haupt im Jntereſſe einer feſten Rechtsordnung und im Jnter-
eſſe der Einheit und Macht Deutſchlands wuünſcht und hofft,
daß das Werk möglichſt bald zu Stande komme. Die Circular
depeſche der koöniglich preußiſchen Regierung vom 3. April ent
halt aber neue Vorſchläge. Einmal ſpricht ſie von Bedingun-
gen und weiteren Vereinbarungen hinſichtlich der Verfaſſung und
zum andern will ſie nur eine Verbindung unter denjenigen
Staaten, deren Regierungen freiwillig beitreten. Jn Erwide-
rung hierauf erklärte die badiſche Note vom 11. d. M., daß die
Regierung die Oberhauptswahl und die Reichsverfaſſung wie
ſie gegeben ſei, annehme und die wuünſchenswerthen weſentlichen
Verbeſſerungen der Letzteren der Zukunft vertraue. Nur wenn
der Bundesſtaat, wie er durch die Nationalverſammlung be-
ſchloſſen iſt, wegen was immer fur Hinderniſſe nicht durchge-
führt werden konnte, durfte von den in der preußiſchen Circu-
larnote vom 3. dieſes Monats angedeuteten neuen Verhandlun-
gen wegen eines engeren Bündniſſes auf anderen Grundlagen
die Rede ſein. Die Regierung wollte aber auf dieſen unver-
hofften Fall noch gar nicht eingehen, ſondern hat ſich je nach
dem Verlaufe der Dinge im Schlußſatze der Note vom 11. d.
M. weitere Jnſtructionen vorbehalten. Sie mußte dies um ſo
mehr thun, als ſie, wenn der von der Nationalverſammlung
beſchloſſene Bundesſtaat aufgegeben, und eine andere kleinere
Verbindung eingegangen wurde, nur in beſonderer Vereinba
rung mit den Standen handeln konnte. Jm Uebrigen enthalt
der erwähnte Vorbehalt in der Note vom 11. d. M. keinen Auf
ſchub des badiſchen Beitritts zum Bundesſtaate. Baden iſt
vielmehr, ſobald der Bundesſtaat überhaupt ins Leben tritt,
unbedingt dabei, ohne vorher die Erledigung der Verhandlung
mit allen anderen Staaten abzuwarten, und es iſt bereit, mit

wornach die ganze
Oberhauptsfrage
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zuwirken, daß der Bundesſtaat ſo, wie er von der National- zogthums Heſſen ſpricht dem wurttembergiſchen Volke und ſei-
verſammlung beſchloſſen iſt, ſeinem ganzen Umfange nach, ſo nen Vertretern ihre Anerkennung und ihren Dank aus fur
bald als möglich zu Stande komme. Der gedachte Vorbehalt ihre würdige, feſte Haltung für ihr entſchloſſenes Handeln

m

e

bezieht ſich nur auf den unverhofften Fall, daß, der Beitritts
erklärung von Baden und einiger anderen Staaten unerachtet,
die Reichsverfaſſung ſo, wie ſie für das geſammte Deutſchland
gegeben iſt, doch nicht zum Vollzuge gebracht werden könnte,
beziehungsweiſe wieder aufgegeben würde. Ob dieſe Voraus-
ſetzung ſchon als vorhanden zu betrachten ſei, wenn auch nur
einzelne wenige Staaten zum Beitritt nicht vermocht werden
könnten, wird einerſeits von der Bedeutung dieſer Staaten für
die Geſammtheit und von der noch verbleibenden Ausgleichung
der Jntereſſen der verſchiedenen Lander des Bundesſtaates ab-
haängen, und andererſeits werden, wenn der Fall eintreten ſollte,
darüber die weiteren Beſchlüſſe der Nationalverſammlung, die
ihrem Werke eine bundesſtaatliche Verbindung von ganz Deutſch
land zu Grunde legte, abzuwarten ſein. Es iſt daher nicht
thunlich, für dieſen unverhofften Fall, der unter den verſchie-
denartigſten Vorausſetzungen eintreten könnte, wegen Rückgan-
gigkeit des begonnenen Werkes, und wegen deſſen, was dann
zu thun ſei, ſchon jetzt beſtimmte Erklärungen zu geben oder
IJnſtructionen zu ertheilen. Ein Antrag Hauſſer's: Die Erkla
rung der Regierung, der Wichtigkeit des Gegenſtandes wegen,
in die Abtheilungen zu verweiſen, dort zu berathen und ſich
durch eine Kommiſſion baldigſt Bericht erſtatten zu laſſen, wur
de ſodann von der Kammer einſtimmig angenommen.

Nürnberg d. 28. April. Ein großes Plakat, welches
man heute an Straßenecken, Brunnen c. angeheftet ſieht, lau-
tet: „Mitbürger! Euren Aufforderungen entgegen zu kom-
men, hat das Kollegium der Gemeinde Bevollmächtigten be-
ſchloſſen, in der hochwichtigen Angelegenheit der Anerkennung
und Durchführung der Reichs Verfaſſung eine Adreſſe an Se.
Majeſtät den König zu erlaſſen. Dieſe Adreſſe wird Euch nicht
nur durch Mitbürger zur Unterſchrift vorgelegt werden, ſon-
dern ſie wird auch zu dieſem Behufe vom 28. d. M. bis zum
2. Mai einſchließlich in dem großen Rathhausſaale aufliegen.
Es iſt jetzt an Euch, durch zahlreiche Unterſchriften zu bewei-
ſen, daß es Euch Ernſt iſt mit der Sache. Das Kollegium
der Gemeinde Bevollmachtigen. (N. C.

München, d. 28. April. Der Neuen Munchner Zei
tung“ zufolge hat das bayeriſche Geſammtminiſterium, auf ei-

gegenüber den Angriffen auf die durch den geſetzlichen Aus-
druck des ſouverainen Volkswillens geſchaffene Reichs Verfaſ-
ſung; 2) ſie ſpricht die feſte Erwartung aus daß die Kam-
mern und das Volk aller Einzelſtaaten unter gleichen Verhalt-
niſſen in gleich wuürdiger und kraftiger Weiſe die Ehre der
deutſchen Nation und das Palladium ihrer Freiheit zu wahren
wiſſen werden.

Braunſchweig, d. 28. April. Auf den Antrag der
Abgeordneten- Verſammlung hat die Regierung derſelben folgen
den Geſetz-Entwurf vorgelegt: „9. 1. Zur Beſeitigung aller
formellen Bedenken deklariren Wir hierdurch, daß der 2 des
Landes-Grundgeſetzes aufgehoben iſt und keine Anwendung mehr
findet. 2. Es wird anerkannt, daß die ſämmtlichen von der
proviſoriſchen Centralgewalt erlaſſenen und ferner zu erlaſſenden
nach Maßgabe des Reichsgefetzes vom 27. September v. J. pu
blizirten oder noch zu publizirenden Geſetze und Verordnungen
ohne Weiteres in Wirkſamkeit treten. 3. Daſſelbe gilt ruck-
ſichtlich der Geſetze und Verordnungen welche die geſetzgebende
oder executive Gewalt des Reiches in Gemäßheit der neuen
Reichsverfaſſung erlaäßt, ſobald die durch dieſe Verfaſſung be
grundete CEentralgewalt ins Leben getreten ſein und dadurch die
jetzige proviſoriſche Centralgewalt ihre Endſchaft erreicht haben
wird.“ Derſelbe iſt heute einſtimmig angenommen.

Braunſchweig, d. 29. April. Kriegsminiſter Oberſt
Morgenſtern hat ſeine Entlaſſung genommen, weil der Oberſt
v. Erichſen zum Generalmajor trotz ſeiner Einſprache (und ohne
ſeine Contraſignatur) ernannt worden.

Braunſchweig d. 30. April. Seit zwei Stunden iſt
hier die definitive Ablehnung der Kaiſerkrone von Seiten des
Königs von Preußen bekannt geworden, und in Folge deſſen
hat ſich der Gemüther eine Erbitterung bemachtigt, die ſelbſt
die beſonnenſten Kopfe entſchieden auf die linke Seite hinüber-
zieht. Man halt hier in den hoöhern politiſchen Kreiſen den
Bruch der Preußiſchen Regierung mit ſder Reichsverſammlung
für unheilbar, um ſo mehr, da von Seiten jener in ihrer For-
derung eines vorherigen Umgeſtaltens der Reichsverfaſſung ge
radezu etwas Unmoögliches verlangt wird. Allem Anſchein nach
wird ſich noch heute, oder doch in den allernachſten Tagen,

t nige bei dem König eingelaufene Anſprachen, bezüglich ſoforti die Stimmung hier entſchieden ausſprechen. Ne
ger ungeſäumter Einberufung des bayeriſchen Landtags, mit Hoptrup bei Hadersleben den 25. April. So eben, ten
Rückſicht auf die von der Staatsregierung gegebene Erklärung 6 Uhr Abends, kommt ein Kourier, der vom Kommandanten von her

h über die deutſche Reichsverfaſſung und auf die von den Regie Hadersleben die Anzeige bringt, daß Kanonenböte und Landungs- dat
rungen der beiden größten deutſchen Staaten im gleichen Sinne ſchiffe der Dänen ſich zeigten und um ſchleunige Verſtarkung

h gegebenen Erklärungen, ſowie auf den ohnehin am 15. Mai bittet. Sofort geht die Iſte Kompagnie des 17ten preußiſchen der
wieder bevorſtehenden Zuſammentritt des Landtages, ſich dahin Landwehr- Regiments, 220 Mann, nach Hadersleben ab. Die ſche

t zu erklären veranlaßt geſehen, daß kein genügender Grund zur Poſten und Feldwachen ſind vorſichtig und verſtärkt aufgezogen, ma
h Zurücknahme der Vertagungsentſchließung vorhanden ſei. Ge da ſchon den ganzen Nachmittag ein Dampfſchiff und zwei Se-
h nau den bevorſtehenden Beſchluß erhielt die Bürgerdepuration,gelſchiffe längs dem Strande hinfahren, gleichſam als wollten He

welche heute dem Miniſter des Jnnern Herrn v. Forſter die ſie einen Landungsplatz auskundſchaften. ſtä
Adreſſe um ſefortige Einberufung des Landtags übergeben hatte. Schleswig, d. 29. April. Neuere Nachrichten aus dem wie
Bemerkenswertherweiſe ſtellte ſich dieſe ſehr zahlreiche Bürger Norden ſind nicht eingegangen, als daß geſtern General von ein
verſammlung von heute Nachmittag mit dieſer ihr mitgetheil- Prittwitz ſein Hauptquartier von Hadersleben nach Chriſtians- fes
ten Antwort vollkommen zufrieden, ohne daß auch nur ein ein feld verlegt hat und daß genauere Liſten über die bei Kolding ter
ziger Redner aufgetreten wäre, um auf die Nichterfüllung der Verwundeten und Getoödteten noch nicht haben aufgenommen vor

Bitte aufmerkſam zu machen. werden koönnen. ſtaDarmſtadt, d. 28. April. Gemäß dem einſtimmigen Rendsburg, d. 28. April. Die alte deutſche Feſtung Vi
Antrage ihres Ausſchuſſes nahm heute unſere zweite Kammer Rendsburg hatte heute ein merkwürdiges Schauſpiel, es hielt nor

h den Antrag des Abg. Lehne und Genoſſen, das Verhalten der naämlich, hoffentlich zum letzten Male, ein König von Dane- ßiſe
zweiten Kammer und des Volkes in Wurttemberg bezuglich der mark ſeinen Einzug in die Stadt. Es war das rieſige Gallion 1
deutſchen Reichs- Verfaſſung betreffend, in nachſtehender Faſ-bild des Linienſchiffes Chriſtian VIII., man hat es dem Wrack net
ſung an: 1) die zweite Kammer der Landſtände des Großher- entnommen, um es bis weiter im hieſigen Arſenale aufzuſtellen.



Das Bild iſt aus Eichenholz geſchnitzt, zum Theil vergoldet,
ungefähr 12 Fuß lang, und bildet bis an den Gürtel ein ſehr
aähnliches Portrait des verſtorbenen Königs von Dänemark im
vollen Kronungsornat; unten läuft es in eine Arabeske aus;
er war ziemlich wohl erhalten, nur ein Stück der Krone und
der Reichsapfel waren von den deutſchen Kugeln fortgeriſſen,
war das Zufall?! Als der Wagen einen Augenblick halten
mußte, trat ein Soldat hinzu, und, indem er der Statue die
Hand unter das Kinn hielt, ſagte: „Junge, Junge! dat heſt
du wul nich dacht, as du den appen Brief ſchrewſt, dat du
ſo in Rendsburg intrecken ſchuſt.“ Hinter dem Blockwagen
folgte ein Bauerwagen, auf welchem ein Landmann ſaß, den
daniſchen Reichsſcepter, den man aus Vorſicht der Statue aus
der Hand genommen hatte, hoch in der Hand haltend, um ihn
gegen das Zerbrechen zu ſchutzen.

Hadersleben, d. 27. April. Der Hochſtkommandirende
geht einen ſichern Weg.

kräfte.

Sie ſcheint einen Angriff von Seiten der Unſrigen zu erwar
ten und denſelben den Weg nach Friedericia ſtreitig machen zu
wollen, denn ſie hat ſich dort in einem fur ſie ſehr günſtigen
Terrain ſehr ſtark verſchanzt. Wollen wir brieflichen Mitthei
lungen Glauben ſchenken, ſo hätten preußiſche Truppen, und
zwar die poſener Landwehr, Ripen am 2g9ſten okkupirt.

(D. R.Wien, d. 29. April. Die Wien. Ztg. enthält Lys
nachſtehende, vom Feldmarſchall Lieutenant von Boöhm veroffent
lichte (36ſte) Armee- Bulletin

„„Der Herr Feldmarſchall Lieutenant Graf Schlick erſtattet auPuſtaHerkat unterm 26. d. M. nachſtehenden Jerie Der Feit pacre
ſeit halb 3 Uhr Morgens auf die Komorn umgebenden Truppen ein
ſtarkes Geſchützfeuer aus ſeinen Verſchanzungen eröffnet und entwickelte
bei Tagesanbruch unter dem Schutze dieſer Geſchüse bedeutende Streit

Die Diviſion des Feldmarſchall Lieutenant Simunich nahm
hierauf die Weinberge auf dem Sandberge mit dem Bajonette die
Brigade Liebler zwang den Feind, Stand zu halten, während die Bri

Zuerſt hat er durch Einnahme und gade Montenuovo ihn in Flanke und Rücken nahm und unter Kom
Befeſtigung der Düppeler Hoöhen die Poſition Alſen unſchadlich mando des Oberſten Kießlinger von Auersperg Küraſſieren, unterſtützt
gemacht. Eine Jnvaſion der Danen von dieſer Seite iſt nicht
nur unmoglich gemacht, ſondern die Jnſel Alſen und die Befe-
ſtigung der Dänen um Sonderburg ſind jeden Augenblick, wenn
die Zeit gekommen iſt, einem furchtbaren Angriff ausgeſetzt.
Vier geſonderte Forts bedrohen jeden Punkt des jenſeitigen
Ufers, die Brücke und den Bruckenkopf mit augenblicklicher Zer-
ſtorung. So iſt der größte Theil des in Sundewitt verſamelten
Heeres disponibel geworden und bewegt ſich jetzt gegen Norden.

Hadersleben, d. 29. April. Aus dem uns zugegan-
genen Schreiben unſeres Hadersleber Correſpondenten von dem-

durch eine RaketenBatterie, eine vollkommen gelungene Attaque aus
geführt wurde. Sämmtliche feindliche Batterieen ſtellten ſogleich ihr
Feuer ein, zogen ſich zurück, und 6 Diviſionen Huſaren wurden mit
Verluſt geworfen. Das Küraſſier Regiment Auersperg und Civallart
Ulanen griff bei dieſer Gelegenheit 2 Diviſionen Huſaren und 2 Ba
taillons Honveds ſo kräftig an, daß letztere beinahe gänzlich zuſammen
gehauen wurden. Bei dieſem Angriff wurde Oberſt Kießlinger und ein

Rittmeiſter von Auersperg Küraſſieren, dann Rittmeiſter Eßebeck von

ſelben Datum theilen wir ferner vorläufig folgende intereſſante
Rachricht mit. General v. Prittwitz erſchien in der Mitte ſei
ner Offiziere vor den nordwärts der Stadt in oder bei der ſo
genannten Anlage verſammelten Truppen und hielt ihnen eine
Anrede, deren Jnhalt ungefähr folgender war: „Die Preu-
ßen ziehen in Jütland ein!
ſelbſt iſt dazu der Befehl eingetroffen. Se. Maj. wollen, daß
die Schleswig Holſteiner, die ſich wie Manner geſchlagen,
möglichſt geſchont werden: ſie ſollen nicht aus ihrer Stel
lung verdraängt werden, ſofern ſie dieſelbe nicht aufzugeben
wünſchen, aber geſchont ſollen ſie werden (A. M.)

Altonga, d. 30. April Abends. Vom Norden nichts
Neues. Uebrigens ſcheinen die Gerüchte über einen beabſichtig-
ten Waffenſtillſtand nicht ganz grundlos zu ſein. Waffenruhe
herrſcht faktiſch ſchon ſeit mehreren Tagen und man erwartet,
daß ſolche auch noch langere Zeit fortdauern werde.

Schleswig-Holſtein, d. 1. Mai. Jn allen Theilen
der Herzogthümer werden Adreſſen vorbereitet, die mit energi-
ſchen Worten die Auflöſung der Perſonal- Union mit Dane-
mark fordern.

Der Gedanke, daß Dänemark kein Recht mehr auf die
Herzogthümer habe und daß SchleswigHolſtein eine Selbſt
ſtändigkeit und völlige Unabhängigkeit von Dänemark erhalten,
wie nicht weniger, daß Schleswig dem deutſchen Bundesſtaat
einverleibt werden muüſſe, iſt ſehr tief in die Gemüther des Vol-
kes eingedrungen. Obwohl die Statthalterſchaft allen Blat
tern und Privaten der Herzogthümer es eingeſcharft hat, nichts
von den Bewegungen der Truppen in den Vertheidigungsan-
ſtalten der Küſten laut werden zu laſſen, ſo erfahren wir doch
Vieles von Reiſenden. Auf dieſe Weiſe haben wir auch ver-
nommen daß am 29. durch Hadersleben eine Menge preu-
ßiſcher Truppen nach dem Norden zogen; das 13., 15., 16.,
17. Regiment, eine 12pfündige und eine reitende Batterie,
nebſt einem Regiment Huſaren.

Die daäniſche Armee ſteht zwiſchen Kolding und Friedericia.

Von Sr. Maj. dem König

Civallart Ulanen (letzterer tödtlich) verwundet. Der Feind wurde auf
allen Punkten geworfen, zog ſich jedoch unter dem Schutze der Geſchütze
Komorns in die Feſtung zurück. Wien, am 28. April 1849. Der lan-
deskommandirende General und GouverneurStellvertreter: Freiherr
von Böhm, Feldmarſchall-Lieutenant.“
Nach den geſtern eingegangenen zuverlaſſigen Nachrichten
ſind am 25. April Nachmittags 2 Uhr alle von Peſth abge
ſandten Dampfböte mit den zugehörigen Schleppſchiffen, ohne
den mindeſten Anſtand während der Fahrt gehabt zu haben, in
Eſſegg angekommen.

Der Lloyd bemerkt mit Hinblick auf die angenommene
Ruſſenhülfe: Es iſt ein wahrer Satz, daß ein Staat fremde
Hülfe nicht annehmen ſoll, wenn er ihrer nicht bedarf; und
eben ſo wahr, daß er ſie annehmen ſoll, ſobald er ihrer be
dürftig wird. Wir ſind jetzt in der Lage, ein fremdes Trup-
pencorps verwenden zu konnen, und dürfen dem Gluücke Oeſter
reichs dafür danken, daß uns daſſelbe in der jetzigen Zeit der
Bedrängniß zu Gebote ſteht. Unſere ſentimentalen Politiker
moögen keine Unterſtützung von Rußland, weil der Selbſtherr
ſcher aller Ruſſen keine Conſtitution beſchworen und ſeinem
Volke keine politiſche Macht zugeſtanden hat. Aber wenn wir
fremde Hülfe brauchen, ſo müſſen wir zuvorderſt an eine Macht
uns wenden, welche willens iſt, ſie uns zu leihen. Wenn wir
in der Noth ſind, ſo iſt Der uns ein guter Freund, welcher
uns in unſer Bedraängniß zur Hülfe eilt. Die nordamerikani-
ſche Republik, wie das engliſche Mutterland wie das freiheits-
durſtige Frankreich, ſie haben es nicht verſchmaht, Bündniſſe
mit abſolutiſtiſchen Staaten zu ſchließen, und nicht ſelten ſelbſt
zu dem Zwecke, um conſtitutionelle Staaten zu bekriegen. Von
unſerm Standpunkte aus müſſen wir hoffen, daß durch Anwen-
dung aller Mittel, welche dem Staate zu Gebote ſtehen, der
innere Friede hergeſtellt und ſo der Boden bereitet werde, auf
dem unſere conſtitutionelle Freiheit fröhlich gedeihen kann. Wir
ſind alſo gern bereit, ruſſiſche Hülfe anzunehmen, jedoch auf
Bedingungen. Die erſte iſt, daß ſie uns ſchnell, daß ſie uns
gleich zu Theil werde die zweite, daß ſie uns in ausreichender
Zahl, maſſenweiſe zukomme. Unſere Leiden können nicht durch
eine homöopathiſche Cur gehoben werden wir bedürfen ſtarker,
allopathiſcher Mittel, um uns die verlorenen Krafte wieder zu
erſetzen.



i d. 30. April. Das Hauptquartier der Kai-pertts Wrt. fand geſtern in Altenburg, dem Haupt-
orte des wieſelburger Komitats am rechten Donauufer, 2
Meilen von Preßburg (nicht zu verwechſeln mit dem ſchon in
Oeſterreich liegenden Dorfe Deutſch-Altenburg.) Doch
ſcheint es ſeitdem ſich in ſüdweſtlicher Richtung bewegt zu ha
ben, und Oedenburg durfte der Punkt ſein, um den die
Armee ſich vollſtändig konzentrirt, und von wo aus die neuen
Operationen beginnen werden. Außer einem unverburgten Ge
rüchte, daß Perczel die Stadt Eſſeck in Schutt geſchoſſen
und den größten Theil der dorthin von Peſth geflüchteten
Dampfboote genommen habe, fehlt es ſeit zwei Tagen an
bemerkenswerthen Nachrichten aus Ungarn.

Wien, d. 30. April. Die Nachricht einer Einſtellung
der Friedens Unterhandlungen mit Sardinien und erfolgter Ab-
reiſe der Abgeſandten beſtätigt ſich; ebenſo jene eines blutigen
Treffens bei Aes, worüber noch die näheren Details fehlen.
Zu den gleichfalls zu verbürgenden Nachrichten dürfen wir zah
len eine von Koſſuth erlaſſene Proklamation, wel-
che die Unabhängigkeit Ungarns und ſeiner Neben-
lander, ſowie deren Losſagung von der habsburg-
lothringiſchen Oynaſtie verkündet!! Das erwar-
tete ruſſiſche Manifeſt wird wegen der darin ausgedrückten un
eigennuützigen Geſinnung von vielen Seiten ſehr geruühmt. Die
Etappen der ruſſiſchen Truppen ſollen bereits genau angeord-
net und deren Konzentrirung auf öſterreichiſchungariſchem Bo
den ſoll bis zum 6. Mai zu gewärtigen ſein. Die Verle-
gung von Verwundeten in das zu KaiſerEbersdorf neu errich
tete Filialſpital gab zu verſchiedenen Geruchten Anlaß, ebenſo
wie über Gefechte, die bei Raab, Neuhäuſel und Kis-Ber vor-
gefallen ſein ſollen.

Ungarn.
Ofen, d. 25. April. Was ich früher von der aufgereg-

ten, feindſeligen Stimmung der Peſther Bevölkerung ge-
ſchrieben habe, hat ſich leider beſtätigt. Kaum glaubten ſich
die Deutſch-Magyaren ſicher, ſo brachen ſie los. Mehrere noto-
riſch kaiſerlich Geſinnte ſollen in großer Lebensgefahr geſchwebt
haben. Auffallend war übrigens, mit welcher Schnelle 3--4000
Nationalgarden bewaffnet waren die Waffenablieferung ſcheint
ebenfalls ſehr nachläſſig betrieben worden zu ſein. Soeben
komme ich aus der Feſtung und kann beſtimmt verſichern, daß
die Feſtung auf 6 Wochen vollkommen mit Proviant verſehen
iſt. Die Beſatzung bilden 4 Bataillone Jnfanterie und 23
Escadronen Cavallerie; 82 Stück Geſchütz ſind vortrefflich be
dient und jeden Augenblick bereit, das Feuer mit Erfolg zu er
öffnen. Die Feſtung Ofen wird mit Zuverfſicht die Aufgabe er
fuüllen, welche ihr von dem neuen Operationsplane zugedacht iſt.

Vereinigte Gemeinde.
Sonntag, den 6. d. M., predigt Herr Candidat Müller.

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Halle, den 1. Mai.
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Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 2. Mai Abends 6 Uhr am Unterpegel 8 Fuß Zoll.
am 3. Mai Morgens 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 10 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 1. Mai Nr. 10 und 4 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 2. bis 3. Mai.

Jm Kronprinzen Hr. Kammerherr v. Beaulieu a. Weimar.
Gutsbeſ. v. Bülow u. Hr. Kaufm. Herrmann a. Berlin. Frau v.
Quitzow a. Dresden. Die Hrru. Kaufl. Kraft a. Süchtelen Cleve
a. Bremen, Prange u. Hübner a. Deſſau, Niemann a. Köſen.

Stadt Zürich Mad. Pickforte a. Heidelberg. Die Hrru. Kaufl.
Beuk a. Brüſſel, Metzner a. Berlin, Moritz a. Altona. Die Hrru.
Partik. Jänichen u. Manford a. Hamburg.

Goldunen Ring: Die Hrru. Kaufl. Rochus a. Berlin, Gehofen a.
Brandenburg. Hr. Fabrik. Schmiedecke a. Chemnitz. Hr. Oekon.
Rauhe a. Neumark. Hr. Cand. Reimer a. Oſchersleben.

Engliſcher Hof: Hr. Buchdruckereibeſ. Monſer m. Fam. a. Berlin.
Hr. Reg. Rath Werth a. Poppart. Hr. Oberförſter Max a. Trier.
Mad. Mähnicke a. Alterode.

Goldnen Löwen 3 Hr. Refer. Chriſt a. Bunzlau. Hr. Dr. med. Blei
a. Aken. Die Hrru. Kaufl. Reinſch a. Kaſſel, Roſt a. Lüneburg.
Hr. Dampfmühlenbeſ. Torberger a. Braunſchweig.

Stadt Hamburg Die Hrrnu. Kaufl. Franke a. Magdeburg Deiß-
mann a. Halberſtadt, Klanz a. Berlin. Die Hrrn. Poſtſekr. Nitſchke
a. Berlin, Gräfe a. Minden.

Goldne Kugel Hr. Oberkellner Steinbach a. Hamburg. Frl. Müller
a. Hannover. Die Hrru. Kaufl. Günther a. Dresden, Aller a. Bar
men. Hr. Amtm. Dietel a. Treuenbrietzen.

Zur Eiſenbahn: Die Hrrn. Kaufl. Hinkel u. Krauſe a. Leipzig,
Grün, Klein u. Wollner a. Magdeburg.

Fonds- und Geld-Cours.
Leipzig, den 2. Mai.

Hr.

S iStaatspapiere. heren. Geſucht etſen Bef h e Geſudt

Königlich ſächſiſche Chemn.-R.Eiſenb.
Staats Papiere à Anl. à 10 4 S3 im 14 F. K. pr. St.-Schuldvon 1000 u. 500 79 ſcheine à 31/, in
kleinere S pr. Ct. pr. 100à 4 do. do. v. 500 888 k. öſterreich. Met.

do. do. v. 500 u. pr. 150 fl. Conv.
200 à 5 1103 2 45 lauf. Zinſendo. do. kleinere S à 49/0 à 103 im
Königl. ſächſ. Land a 14 mà

/o im 14 r. Frsd'or à 5u. 500 83, J 4 auf o
wer l T nd. ausl. Louisd“Act. d. eh. ſächſ.bair. 5EC, bisWMich. 1855 rem Ausmünzfuße

à 4 ſpäter à 3 auf 100 122o v. 100 78 Conv.Spec. u. Gld.Königl. pr. Steuer auf 100CreditKaſſenſch. à idem 10 u. 20 Kkr
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Beilage zu Nr. 102 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Freitag, den A. Mai 184A9.

Die deutſche Verfaſſung.
Halle, d. 3. Mai. Ueber dem wogenden Meere der po-

litiſchen Meinungen, der ſocialen Wunſche und Beſtrebungen
ſchwebt Ein Gedanke, der alles Andre beherrſcht und uüber-
toönt der Gedanke der Nationaleinheit Deutſchlands.
Er iſt in der That ſo vorherrſchend, er breitet ſich nach allen
Richtungen hin ſo ſehr und ſo allgemein aus, daß er alle an-
deren Rückſichten und Bedürfniſſe der Zeit in den Hintergrund
drangt, mitunter ſogar über Gebühr, und jetzt mit verſtärkter
Gewalt alle Damme des Widerſtandes zu durchbrechen droht.
Dem ſeit lange im Geiſte des deutſchen Volkes ſchlummernden,
ſeit Jahresfriſt erwachten Einheitsgedanken ſuchte die deswegen
berufene deutſche Nationalverſammlung beſtimmte Geſtalt zu ge-
ben, dies war die einzige, aber unendlich ſchwere Aufgabe die-
ſer Verſammlung. Sie hat dieſe Aufgabe gelöſt. Dem deut-
ſchen Volke hat ſie eine Reichsverfaſſung geboten, deren Aus-
führung nicht bloß von der Genehmigung der deutſchen Regie-
rungen, ſondern eben ſo ſehr und vielleicht noch mehr von der
richtigen Würdigung im Volke abhangt. Die beſte Verfaſſung
iſt unnütz, wirkt verwirrend und geht zu Grunde, wenn das
Volk, fur das ſie beſtimmt iſt, ſie nicht kennt, wenn ſie nicht
in Blut und Mark der Nation eingedrungen iſt, wenn das
Volk in der Verfaſſung nicht die letzte reife Frucht findet, die
aus ſeinen eignen Gedanken, Wünſchen und Bewegungen her-
vorgewachſen iſt. Verſuchen wir es nun auszumitteln, ob die
deutſche Reichsverſammlung wirklich dem ſehnſüchtigen Verlan-
gen der deutſchen Nation entſpricht, ob ſie das enthalt, was
allein geeignet iſt, die deutſche Nationaleinheit mit der Gewißheit
des Gelingens und der Dauerhaftigkeit zur Ausführung zu brin-
gen. Die Pruüfung ſoll ſich über die ganze Verfaſſung er
ſtrecken, ſie wird jeden Abſchnitt und alle einzelnen Paragra-
phen in wortlicher Faſſung enthalten, ſo daß die Leſer zugleich
einen wortgetreuen Abdruck der Verfaſſungsurkunde erhalten.
Den Erlaäuterungen legen wir die ſtenographiſchen Berichte,
mehrere beſondere Broſchuren und ſonſtige Aeußerungen der
Preſſe zum Grunde. Bei dieſer Arbeit iſt unſre Abſicht vor-
zugsweiſe darauf gerichtet, das Verſtandniß der Verfaſſung
durch populaäre Erlauterungen zu fördern. Jn dieſer Bezie-
hung ſei ein fur allemal bemerkt, daß wir jede fremde Erlaäu-
terung, ſo weit ſie dem Zwecke entſprechend gefunden wird,
ohne Weiteres aus dem vorhandenen Material aufnehmen.
Was den Gang der Mittheilungen und Erlauterungen betrifft,
ſo binden wir uns an die Reihenfolge der Abſchnitte und Pa
ragraphen der Verfaſſung, mit dem Bemerken daß wir nach
den Grundrechten das nicht zur Verfaſſung gerechnete Wahl-
geſetz einſchieben. Zunachſt alſo

Die Grundrechte des deutſchen Volkes.
Die Grundrechte enthalten diejenigen Rechte, welche noth-

wendig ſind, der freien und kräftigen Entwickelung unſres Vol-
kes den Weg zur Freiheit und Kraft zu ebenen und zu
ſichern. Sie ſtellen die Rechte feſt, die dem ganzen deutſchen
Volke und dem Einzelnen im Volke zukommen, die verfaſ-
ſungsmäßig gewährleiſtet und dem Schutze des Reichs
überantwortet werden. Es ſind die Grundrechte des deutſchen
Volkes, nicht die Grundrechte der Preußen oder Heſſen, der
Hamburger oder Wuürttemberger, der Pommern oder Schleizer,
der Hannoveraner oder Liechtenſteiner, ſondern es ſind eben
die Grundrechte des ganzen zum erſten Mal wieder als recht-
liche und ſtaatliche Einheit und politiſche Gemeinſchaft zuſam-
mengefaßten deutſchen Volkes. Jn faſt jeder Verfaſſung ſind
zwar ahnliche oder dieſelben Rechte zugeſichert, ſie gelten aber
nur fur den Einzelſtaat, in deſſen Verfaſſungsurkunde ſie ver

zeichnet ſind, über der Grenze deſſelben ſind ſie ungültig, ſo daß
z. B. der Altenburger oder der Heſſe in Braunſchweig oder
Weimar als ein Fremder und Auslander angeſehen und gleich
dem Franzoſen, Ruſſen oder Zigeuner behandelt wird. Die
deutſchen Grundrechte ſind dagegen im ganzen deutſchen Vater
lande giltig und in einer Weiſe gewahrleiſtet und uns zuge-
ſichert, daß die beſondern Landesherren oder die beſondern Land
ſtande, wenn ſie pflichtvergeſſen ſolche Rechte zu kranken verſu-
chen ſollten, davon abgemahnt werden durch die höchſte Gewalt
der deutſchen Nation und nothigenfalls durch die deutſche Ge
ſammtbürgerſchaft. Deswegen ſind die Grundrechte dem Schutze
des Reichs überantwortet, nicht etwa dem Schutze dieſes oder
jenes Einzelfürſten. Sie ſind die erſte unerläßliche Grundlage
fur die Einheit, zugleich aber auch fur die ſtaatliche Freiheit
des deutſchen Volkes. Achtet, ihr Bürger und Bauern, dieſe
Grundrechte und „lacht die aus, welche euch ſagen, es ſeien der
Rechte nicht genug denn die euch das ſagen, ſind am wenig
ſten bereit, mehr zu bieten. Auf ein Stück Papier mehr oder
weniger kommt es jetzt nicht an, ſondern „auf die endliche
Einigung unſeres herrlichen Volkes.“ Wir müſſen vor
Allem die Einheit erſt ſchaffen und wir alle wollen eine Ein
heit, die in der Monarchie ihre unüberwindliche Starke findet.
„Sollte euch Einer ſagen, daß nicht in Frankfurt das Recht fur
euch gefunden werde, ſondern für jeden auf ſeinem ſpeciellen
Landtage, und daß es alſo nichts auf ſich habe mit dieſen
Grundrechten des deutſchen Volkes, bis die Herren in Dresden
oder in München auch noch ihre Weisheit dazu gegeben und
hier und da ein Stückchen abgezwackt haben, den werft zur
Thür hinaus, denn er will nichts wiſſen von Deutſchlands Ein
heit und alſo auch nichts von der wirklichen Freiheit, die nicht
aufbluühen kann, bevor die Kleinſtaaterei beſeitigt iſt und in
Einem großen Staate alle Deutſchen frei athmen und weder
den Nachbar fuürchten noch die Polizei.“ Betrachten wir nun
die einzelnen Artikel der Grundrechte. Mit folgenden Worten
werden ſie eingeleitet:

„Dem deutſchen Volke ſollen die nachſtehenden
„Grundrechte gewährleiſtet ſein. Sie ſollen den
„Verfaſſungen der deutſchen Einzelſtaaten zur
„Norm dienen, und keine Verfaſſung oder Ge-
„ſetzgebung eines deutſchen Einzelſtaates ſoll die-
„ſelben je aufheben oder beſchraänken koönnen.“

Artikel I.
Reichs- und Staatsbürgerrecht.
„Das deutſche Volk beſteht aus den Ange-

„hörigen der Staaten, welche das deutſche Reich
„bilden.“

2. Jeder Deutſche hat das deutſche Reichs-
„bürgerrecht. Die ihm kraft deſſen zuſtehenden
„Rechte kann er in jedem deutſchen Lande ausüben.
„Ueber das Recht, zur deutſchen Reichsverſamm-
„lung zu wählen, verfügt das Reichswahlgeſetz.“

Hiernach wird jedem Angehörigen eines Einzelſtaates das
deutſche Reichsburgerrecht förmlich und feierlich zugeſichert und
zugleich verordnet, daß kein Beſchluß der Landesregierung die
ſes Staatsburgerrecht je ſchmalern oder ganz entziehen könne.
Daneben bleibt aber jeder Bürger ſeines Staates, ſeiner en-
gern Heimath. Durch das Reichsbürgerrecht verliert er ſein be
ſonderes Bürgerrecht nicht. Jeder Deutſche ſoll ſich als Deut-
ſcher fuühlen und ſeiner deutſchen Abkunft, ſeines deutſchen Buür
gerrechts bewußt ſein. Bis jetzt galt der Deutſche als ſolcher
nichts, weder im Jn- noch im Auslande, es gab nur Preußen,
Sachſen, Hannoveraner, Baiern u. ſ. w., und wo ſich einer als

4.
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Deutſcher vorſtellte, geſchah es nur, um den Spott der Fremden Orte niederzulaſſen, weil dort das Kommunalvermoögen bedeu-
ſich zuzuziehen. Das iſt denn doch wohl in den Augen jedes
Verſtändigen tiefe Entwurdigung einer Nation von 45 Mill.
Menſchen. Das erſte Recht des deutſchen Reichsburgers beſteht
in der Theilnahme an den politiſchen Ehrenrechten der deutſchen
Nation und dahin gehört vor Allem das Recht zur Wahl fur
die deutſche Reichsverſammlung, das von den Geſetzen der Ein
elſtaaten vollkommen unabhängig iſt und von keinem Landes-fünften entzogen werden kann, als nur auf reichsgeſetzlichem

Wege. Mit dem Reichsbürgerrechte hängen aber noch andre
gleich wichtige Befugniſſe zuſammen, deren Vorenthaltung
dem deutſchen Volke unſagliche Nachtheile gebracht hat. Dieſe
Rechte werden im Folgenden näher bezeichnet.

„„J. 3. Jeder Deutſche hat das Recht, an jedem
Orte des Reichsgebietes ſeinen Aufenthalt und
Wohnſitz zu nehmen, Liegenſchaften jeder Art zu
erwerben und darüber zu verfügen, jeden Nah-
rungszweig zu betreiben, das Gemeindebürgerrecht
zu gewinnen. Die Bedingungen fur den Aufent-
halt und Wohnſitz werden durch ein Heimathsgeſetz,
jene fur den Gewerbebetrieb durch eine Gewerbe-
ordnung für ganz Deutſchland von der Reichsge-
walt feſtgeſetzt.“

Jn dieſem Paragraphen wird jedem Deutſchen das Aufent-
halts und Anſiedelungsrecht in allen Gebietstheilen des deut-
ſchen Reichs garantirt. Abgeſehen von den vielen politiſchen
Gründen erfordert es unwiderleglich der nothwendige Aufſchwung
eines wahrhaft nationalen Gewerbfleißes. Ohne daſſelbe bleibt
die naturgemaße Verbindung zwiſchen den verſchiedenen deut-
ſchen Arbeits- und Kapitalkräften und die nothwendige Aus-
gleichung zwiſchen Arbeitsbedarf und Arbeitsüberfluß gehemmt,
ohne daſſelbe verkuümmern oft in den einzelnen Staaten die

tend und die Armenkaſſe nicht ſo leer iſt wie anderswo. Wahr-
ſcheinlich wird dies in der Weiſe geſchehen, daß man von Je-
dem, der ſich irgendwo niederzulaſſen beabſichtigt, den Beweis
der Unbeſcholtenheit fordert, ſo wie den der Gewerbsfahigkeit,
d. h. natürlich nicht, daß er Kapitalvermogen, ſondern daß er
zwei geſunde Arme beſitzt und Fahigkeit und guten Willen ſie
nutzlich zu gebrauchen.“

Das neue Heimathsgeſetz wird ohne Zweifel den gar nicht
naturlichen ſondern durch die widerſinnige Zerriſſenheit Deutſch
lands erzeugten Unterſchied zwiſchen Deutſchen des einen und
des andern Staates beiſeite thun und wenn es auch dem Orts-
eingeborenen Vorzüge einräumen ſollte, ſo wird es doch alle
übrigen gleichſtellen. Des Gaſtrecht ſoll fur jeden deutſchen Mann
gleich ſein. „Aehnlich iſt es mit dem Gewerbsrechte. Wenn
Jemand, der das Brotbacken perfekt verſteht, und das Geld
hat, eine Backerei anzulegen, in dieſer Abſicht z. B. nach Leip
zig kommt und ihm dann erwidert wird: Lieber Freund, du
biſt zwar ein geſchickter, ein braver und nicht unvermoögender
Mann, aber hier in Leipzig dürfen wir zwanzig Meiſter, oder
wie viel da ſind, ausſchließlich Brot backen, alſo geh fort und
ſuche dir draußen einen andern Platz, wo die Geſetze anders
ſind ſo iſt das gewiß ſehr hart und iſt ſchon mancher tuch-
tige und ehrliche Mann daran zu Grunde gegangen und ein
Taugenichts und Hospitalkandidat geworden, wer das Zeug
in ſich hatte zu einem trefflichen Burger. Allein auf der an-
dern Seite, wenn der Bäckermeiſter in Leipzig ſagt: Jch habe
das Recht hier Brot zu backen für 1200 Thlr. gekauft, und
wenn ihr nun Jedem erlaubt auch Brot zu backen, ohne dieſe
Summe zu erlegen, warum habt ihr es mich mit ſo ſchwerem
Gelde erkaufen laſſen darum gebt mir entweder das Geld wie-
der, oder es iſt nicht wahr, was die deutſchen Grundrechte ſagen

beſten menſchlichen Fahigkeiten, weil ſie nicht die geeignete „„das Eigenthum iſt unverletzlich.“ Jſt das denn nicht auch „ſ
Stelle finden, an der ſie ihre ganze Produktivkraft entfalten wahr? Gilt es nicht dann von Euch, was man ſo oft von den
können, und gerade dem Uebel, deſſen Heilung die wichtigſte Franzoſen ſagt: Da wollen ſie frei ſein und verſtehen J l
Aufgabe der Gegenwart iſt, dem Pauperismus, leiſtet nichts nicht gerecht zu ſein! Geholfen muß werden und geholfen J
mehr Vorſchub, als eine engherzige Beſchrankung des Aufent ſoll werden, das verheißt der Grundſatz des Paragraphen „Je- M
halts und der Anſiedelung. Zwei ſehr wichtige Geſetze wer- der Deutſche hat das Recht, an jedem Orte jeden ger
den uns in dem Paragraphen verheißen, das Heimathsgeſetz Nahrungszweig zu betreiben.“ Euer Recht auf Ge- ſeit
und die Gewerbeordnung. Sie haben bis jetzt nicht ſofort ein werbefreiheit iſt damit anerkannt, wollt ihr es aber augenblick- tre
geführt werden können, weil hierbei ſo viel auszugleichen und vorher lich und auf einmal einführen, ſo wird euer Recht ein Unrecht, kar
zu regeln iſt, daß erſt in ruhigern Zeiten eine Feſtellung erfolgen kann. eure Freiheit des Gewerbes ein Diebſtahl am Eigenthum eurer als
„„Jetzt nämlich heißt es in einem beſondern Büchelchen über Mitburger. An Entſchädigung der Zunftberechtigten durch den hat
die Grundrechte iſt es ſo, daß wer ſeinen Wohnſitz irgendwo Staat iſt nicht zu denken. Jhr wißt was die Expropriationen als
nimmt und dort entweder das Bürgerrecht gewinnt oder doch bei den Eiſenbahnen gekoſtet haben, wo es ſich nur um kleine Es
eine gewiſſe Reihe von Jahren daſelbſt verbleibt, dadurch eines Streifen Landes handelte hier wurden Millionen auf Millionen der
Theils zur Mittraguug der Laſten dieſe Kommune und zum Mit nicht genügen, die ja doch nur wieder aus eurem Beutel mit J M
genuß des Kommunalvermögens berufen wird, andern Theils euren Steuern bezahlt werden könnten. Allein die Schlachter- Ro
einen Anſpruch darauf erwirbt, wenn er in Armuth gerath, für blöcke in Hamburg, von denen jeder einen Werth von 10,000 Thlr.
ſich und ſeine Familie nicht von dem Orte, wo er geboren iſt, hat, würden eine halbe Million koſten, und ſo fort durch ganz
ſondern von dem, wo er eine Reihe von Jahren gewohnt und Deutſchland. Hier iſt keine andere Hülfe moöglich, als all R
Heimathsrechte erlangt hat, verſorgt zu werden. Wie es nun mahlige.“ de
unbillig wäre, wenn die, welche einmal Bürger dieſer Kommune Haben die Heimaths und Gewerbsverhältniſſe nicht ſofort nu
ſind, gar Niemand von andern Kommunen aufnehmen, und ſo ihre definitive Regelung erhalten können, ſo ſind doch die Grund r
dem, welcher unter ihnen ſich redlich ernähren will, alle Aus [ſatze, auf denen die künftigen Geſetze beruhen ſollen, beſtimmt, und Ar
ſicht dazu abſchneiden wollten, ſo kann auch Niemand verlangen, dieſen Grundſätzen ſtimmen wir alle bei, wir fordern, daß die loſ
daß eine Kommune, die durch gute Wirthſchaft in den Stand Regierungen ein Einſehen haben, ihnen ihre Genehmigung zu ſo

geſetzt iſt, ihren Bürgern bei geringen Kommunallaſten viel ertheilen. nleicht bedeutende Vortheile zuzuwenden, einen Jeden, der von Ferner iſt in dem Paragraphen feſtgeſetzt, daß jeder Deut- te:
Außen kommt, aufzunehmen und ſo ihre Kaſſe zur Armenkaſſe ſche das Recht hat, an jedem Ort, ohne die ausnahmsweiſe für den die
für ganz Deutſchland herzugeben gezwungen werde. Hier muß nicht Eingeborenen aufgeſtellte Erſchwerungen Grundſtücke zu de
eine Ausgleichung getroffen werden, in der Weiſe, daß es je- erwerben. Leider gab es in Deutſchland noch Landerchen, in
dem Einzelnen möglich gemacht werde, wo er will ſich ſein Biot denen man anderen Deutſchen ſogar verbot, Güter zu erwerben.
zu verdienen, aber unmoöglich, ſich bloß darum an irgend einem Dahin gehört vorzugsweiſe Mecklenburg, das durch allerlei Er 3
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ſchwerungen den Erwerb von Grundſtücken faſt unterſagte. Die
deutſche Nationalverſammlung hat dieſes Uebel entfernt und den
Grundſatz zur Geltung gebracht, daß ſolche Ausnahmen und un-
natürlichen Bevorzugungen und Beſchränkungen hinfort aufge-
hoben ſein ſollen. Dieſen allgemeinen Grundſatz hat ſie in dem
folgenden Paragraphen zum Geſetz gemacht

4. Klein deutſcher Staat darf zwiſchen ſei
„nen Angehörigen und anderen Deutſchen einen
„unterſchied im bürgerlichen, peinlichen und Pro-
„zeßrechte machen, welcher die Letzteren als Aus-
„länder zuruückſetzt.“

Bis jetzt gab es deutſche Staaten, in denen Deutſche an-
derer Staaten gegen die eignen Angehörigen ganz anders be-
handelt wurden. So wurde in manchen Fallen der Jnlander
mit Gefangniß, der deutſche Auslander mit Leibesſtrafe belegt,
weil die politiſchen Rechenmeiſter herausgebracht hatten, daß
Prügel dem Staate billiger kämen als Gefängniß. Jn gerin-
gen polizeilichen Vergehen wurden Ausländer des Landes ver
wieſen. Dieſe ſchreienden Ungleichheiten ſollen nun aufhoören,
der Grundſatz ſoll gelten: was dem einen Deutſchen recht iſt,

iſt dem andern billig. Wer aber fur die Fortdauer ſolcher Un-
billigkeiten iſt, wer will, daß das deutſche Volk auf alle mog-
liche Weiſe an ſeiner Einigung gehindert werde, der verwerfe
dieſen Paragraphen der führe den alten Polizeiſtaat mit ſeinem
Polizeizopfe zurück. Wer aber die Gründung und Lebenskraf-
tigkeit der deutſchen Nationaleinheit will, der muß auch dieſes
Grundrecht als ein unentbehrliches anerkennen und gegen die

Verſuche verwegener Reaktion feſthalten.
deutſche Patriot wollen.

Und das wird jeder

Die Strafe des bürgerlichen Todes ſoll
wo ſie bereits ausge-

in ihren Wirkungen aufhören, ſo
„weit nicht hierdurch erworbene Privatrechte ver-

5.

„letzt werden.“
Die Strafe des bürgerlichen Todes beſteht darin, daß der

aus der bur-
gerlichen und menſchlichen Geſellſchaft völlig heraus tritt, daß
ſein Vermögen ſeinen Erben zufallt und alle die Folgen ein-

die mit dem wirklichen Tode verbunden ſind. Er
erwerben, vor keinem Gericht weder

hat kein Erbrecht, ſeine Frau, wenn er eine ſolche hat, wird
als Wittwe betrachtet, ſie kann ſich wieder verheirathen u. ſ. w.

ſie iſt ſchlimmer als der Tod,
denn der Menſch iſt künſtlich todt und geht doch noch unter
Menſchen herum, ein lebender Schatten. Dieſe Strafe beſtand

Die deutſche National-
verſammlung hat Deutſchland von dieſer Barbarei auf die
ſchonendſte Weiſe befreit. Noch vor 18 Monaten hielten große
Regierungen dieſe Barbarei aufrecht. Erinnern wir uns nur

der Verhandlungen in den Ausſchuſſen zu Berlin über das
nun beſeitigte Strafgeſetz. Wenn uns über das Vorhandenſein
eines ſo grauſamen Geſetzes jetzt nicht mehr die Schaam das
Antlitz rothet, wenn wir uns freuen müſſen, daß dieſe ſcham-
loſe Barbarei endlich abgethan iſt, ſo haben wir dies den deut-
ſchen Grundrechten, dem Werke der deutſchen Nationalverſamm-
lung zu verdanken. Und wir ſollten die Geltung dieſes Rech-
tes nicht fordern? Freilich hat auch die preußiſche Verfaſſung
die Strafe für abgeſchafft erklärt aber erſt nach Vorgang
der deutſchen Nationalverſammlung.

„J. 6. Die Auswanderungsfreiheit
„Staatswegen nicht beſchränkt;
„dürfen nicht erhoben werden.

Abzugsgelder
Die Auswande-

iſt von
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„rungsan gelegenheit ſteht unter dem Schu„der Fürſorge des Reichs.“ er
Wenn ein deutſcher Staatsbürger ſein Vaterland mit einem

nichtdeutſchen vertauſchen wollte, mußte er einen erheblichen
Theil ſeines Vermögens an den Staat, den er verließ, abgeben.
Dieſe Abzugsſumme war nicht überall gleich. Die Regierun-
gen ſuchten neue Einnahmequellen und erhöhten dergleichen voöl
lig ungerechtfertigte Erpreſſungen nach ihrer Willkkuür. Sie
konnten überhaupt die Auswanderungen nicht leiden, nicht des
wegen, weil ſie fürchteten oder wußten daß die Auswanderer
einem unglücklichen Looſe entgegen gehen, ſondern weil ſie in
den Menſchen nur Steuerzahlen erblickten. Deswegen wurde
auch die Preſſe gebunden und ihr durch Reſcripte des Polizei
miniſters verboten, die Auswanderungsangelegenheit anders als
im Sinne der Regierung zu beſprechen. Das ſoll nun anders
werden. Die deutſche Nationalverſammlung ordnet die Freiheit
der Auswanderung, die Aufhebung der Abzugsgelder an, und
ſtellt die Auswanderer unter den Schutz des deutſchen Reichs.
Dies iſt denn auch in Rückſicht der vielen Auswanderungen aus

eutſchland eine dringende Nothwendigkeit. Es giebt vielleicht
kein Land der Erde, welches eine größere Zahl eigner Söhne
fremden Ländern zugeführt hat, als Deutſchland. So wie
unſere Landsleute ſchon im Mittelalter die fernſten Küſten der
Oſtſee beſetzten und zahlreiche Kolonieen grundeten, ebenſo ha-
ben auch in ſpaäterer Zeit Hunderttauſende von Deutſchen ſich
in England, Frankreich und im Weſten jenſeits des Oceans
niedergelaſſen. Aber es iſt auch kein Land der Erde, welches
ſeine Söhne ſo hilf und ſchutzlos in die Fremde entlaſſen hat.
Während in England der Rechtsſatz gilt, daß kein Engländer
aufhören kann, Engländer zu ſein, daß er niemals, auch in
der Fremde nicht, gegen ſein Vaterland kämpfen darf, ohne
ſich des Hoch und Landesverraths ſchuldig zu machen wäh-
rend der Engländer ſtets in ſeine Heimath zurückkehren und
ſeine Bürgerrechte wieder ausüben darf, wurde der einzelne
Deutſche durch die Auswanderung vollſtändig losgeloſt von ſei-
nem Vaterlande. Schwer haben die deutſchen Regierungen ſeit
langer Zeit gefehlt. Mit Geringſchätzung wieſen ſie auch die
beſten Vorſchläge vaterlandsliebender Männer über eine zweck-
mäßige Einrichtung und Leitung der Auswanderung von ſich.
Es fehlte wenig, und ſie ſahen in jedem Auswanderer einen
ſchlechten Menſchen, einen ſchlechtern Bürger und einen Schuft,
den der Staat dafur, daß er ſich eine neue Heimath ſuchen
wollte, durch Einziehung eines Theiles ſeines Vermoögens
ſtrafen dürfe. So zogen denn unſere Brüder und unſere Soöh-
ne nicht, wie einſt unſere Vorfahren, als die Herren der Welt,
ſondern als ihre Knechte, über alle Meere und durch alle
Steppen. Sie waren fremden Völkern gut genug, ihren Ko-
lonieen zur Grundlage des Gedeihens zu dienen. Die Fremden
machten Jagd auf ſie, wie auf weiße Sclaven und verhoöhnten
ſie dann noch als Eindringlinge. Wie viele Tauſende ſind in
Elend und Schande am Strande fremder Meere und auf den
Straßen fremder Städte umgekommen! Die Geſchichte dieſer
Greuel wird dem deutſchen Volke ewig zur Schmach gereichen.
Dies wird aber gebeſſert, wenn die deutſchen Grundrechte zur
Geltung kommen, wenn Deutſchland zu einem kraftigen Na-
tionalſtaate erſteht. Und das wollen wir alle, wir alle halten
an dieſen Grundrechten feſt, keine Regierung, keine Landes-
vertretung ſoll ſie uns entreißen!

Deutſche Nationalverſammlung.
Frankfurt, den. 30. April.

Auf der Miniſterbank: Reichsminiſterpräſident v. Gagern Kriegs
miniſter v. Peucker, Handelsminiſter v. Duckwis, Finanzminiſter v.
Beckerath, Juſtizminiſter R. Mohl, Unterſtaatsſecretär Fallati.
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Die Sitzung wird um 9 Uhr eröffnet. Der Vorſitzende verlieſt

eine Zuſchrift des württembergiſchen Miniſteriums an das Reichsmini-
ſterium ferner eine ſolche vom Bureau der württembergiſchen Abgeord
netenkammer an das Bureau der Reichsverſammlung. Erſtere lautet:

Jn Erwiderung der Mittheilung des Praſidenten des Reichsmini-ſterraths, Herrn Freiherrn v. Gagern, vom 14. d. M. iſt der unter
zeichnete württembergiſche Bevollmächtigte bei der proviſoriſchen Cen
tralgewalt in den Stand geſetzt, folgende Erklärung abzugeben „Se.
Maj. der König von Würtemberg nimmt in Uebereinſtimmung mit ſei-
nem Miniſterium die deutſche Reichsverfaſſung einſchließlich des Capi-
tels über die Oberhauptsfrage und der im Sinne dieſer Verfaſſung
u verwirklichenden Löſung derſelben ſammt dem Reichswahlgeſetze an.Tuch hat die wurttembergiſche Regierung nichts dagegen einzuwenden,

wenn Seine Majeſtät der König von Preußen, welcher das Erbkaiſer-
thum nicht annehmen will, unter den vorliegenden Umſtänden ſich für
jetzt mit Zuſtimmung der Nationalverſammlung an die Spitze Deutſch
lands ſtellt.“ Zur Erläuterung des letzten Satzes fügt der Unterzeich-
nete bei, daß, da Se. Maj. der König von Preußen die deutſche Ver-
faſſung nach der von Hochſtdemſelben der Deputation in Berlin er-
theilten Antwort und der von dort eingelangten Eröffnung noch nicht
als endgültig anerkannt hat, ſomit die Vorausſetzung unter welcher
die Nationalverſammlung allein Höchſtdenſelben die erbliche Kaiſerkrone
anbieten wollte, nicht vorliegt, da es hiernach wohl geſchehen könnte,
daß die Reichsverſammlung von dem Anerbieten des Königs von Preu-
ßen mit Einwilligung der übrigen deutſchen Fürſten vorerſt proviſo-
riſch an die Spitze Deutſchlands zu treten, Gebrauch macht, um ſo
mehr, als der Erzherzog Reichsverweſer ſeine Stelle ſo bald als mög-
lich niederzulegen entſchloſſen iſt, die königliche Regierung ihre Zu
ſtimmung auch zu dieſem Proviſorium, ſobald es auch von der Natio-
nalverſammlung gebilligt wird, ſchon jetzt ausſprechen wollte. Jm
Falle aber eine unbedingte Annahme der deutſchen Verfaſſung und der
Wahl zum erblichen Oberhaupte von Seiten Sr. Majeſtät des Königs
von Preußen noch erfolgen ſollte, ſo wird, dem erſten Satze der obi-
S Erklärung gemäß einſchließlich der Oberhauptsfrage und der im

inne der Verfaſſung zu verwirklichenden Löſung derſelben auch
egen dieſe von der königlichen Regierung keine Einwendung gemacht.
rankfurt, 29. April 1849. Der königiich württembergiſche Bevoll

mächtigte: gez. Sternenfels. An den Praſidenten des Reichsmini-
ſterraths Frhn. H. v. Gagern.

Reichskriegsminiſter v. Peucker antwortet auf die neuliche Jn-
terpellation des Abg. Junghanns, die Gerüchte über Abführung von
Munition aus der Bundesfeſtung Mainz ſeien unbegründet, die Muni-
tionsvorräthe daſelbſt ſeien Reichseigenthum und nur die Reichsgewalt
verfüge über dieſelben. Die öſterreichiſche Regierung, glaube er, könne
keiner Munition bedürfen und am allerwenigſten aus einer ſolchen Fe
ſtung, die über 100 Meilen vom Kriegsſchauplatze entfernt ſei.

Der Vorſitzende meldet, daß mehrere Dringlichkeitsanträge vorlie-
gen. Er verlieſt 2 Dringlichkeitsanträge der Abgeordneten Goltz und
Simon aus Trier, welche beide auf Abänderung der Geſchäftsord-
nung hinzielen.

Abg. Simon aus Srier will, daß das Präſidium ermächtigt wer
de, zu jeder Zeit und an jedem Orte, welchen es fur günſtig erachte,
Sitzungen der Nationalverſammlung anzuberaumen. Daß ferner der
d. 18 der Geſchäftsordnung dahin abgeändert werde, daß die Verſamm-
lung durch die Anweſenheit von 100 Mitgliedern als beſchlußfähig be-
trachtet werde. Der Antrag des Abg. Goltz unterſcheidet ſich von dem
des Abg. Simon darin, daß er will, die Verſammlung ſei bei Anwe-
ſenheit von 150 Mitgliedern als vollzählig zu betrachten, und fugt
noch die Beſtimmung hinzu, daß wenn 56 Mitglieder es verlangen,
der Vorſitzende eine außerordentliche Sitzung anberaumen müſſe.

Abg. Fröbel befürwortet dieſe Anträge in kurzer Rede, es könne
ſich leicht ereignen, meint er, daß, nachdem 100 Oeſterreicher ausgetre
n ſeg Verſammlung nach den früheren Beſtimmungen beſchlußunfä-

Abg. Neh beantragt über den erſten Theil des Abg. Simon zur
Tagesordnung überzugehen.

Abg. Simon ſpricht fur ſeinen Antrag. Er erſucht die Verſamm-
lung dafür zu ſtimmen, und nicht durch entgegengeſetzte Beſchlüſſe der
augenblicklichen Begeiſterung des deutſchen Volkes kalt Waſſer über
den Kopf zu ſchütten. (Bravo!) Er deutet auf den heute angekuündig-
ten Austritt des Herrn v. Schmerling hin auf deſſen Stellung als

g. Biedermann erklärtgſich unbedingt für die Anträge inBetreff der Ermächtigung des Präſidenten n ervedentilche bangen

er e Berſent. erſucht c die en die zur Vollzählig-
eit der Verſammlung vorgeſchlagene Zahl einer techni ileere a ins geſchlag h r techniſchen Prüfung
es erwarten und deswegen iſt er dagegen daß man die Beſtimmunaufneyme, daß der Vorſitzende die Verſammlung an einem 3 Orte

Man muß die Gefahr ruhig und ſtehenden Fu

zuſammenrufen durfe. Wenn die Reaction, deren Bajonnette der Red
ner ſo gut ſieht wie Andere, ſich an der Verſammlung vergreifen ſollte,
dann beginnt ſie die Revolution, und was die Verſammlung alsdann
zu thun hat, iſt nicht im voraus zu beſtimmen. Abg. Reh erklaärt,
daß er ſeinen Antrag zurücknimmt. Abg. Venedey ſpricht für die An-
träge und wiederholt ſeinen früheren Ausſpruch: nur uüber unſere Lei-
chen ſoll die Reaction zum Siege ſchreiten

Zimmermann aus Stuttgart berührt die Zuſtände in Schwaben,
Franken und der Pfalz, welche er als höchſt ſchwierig ſchildert. Schon
werden bewaffnete Volksverſammlungen gehalten. Er erſucht die Ver-
ſammlung dem Volke einen Boden zu geben, worauf daſſelbe ſeinen
guten Willen zum Wohle des Vaterlandes, zur Durchführung der Ver
faſſung verwenden könne.

Abg. Rieſſer: Jch bin damit einverſtanden, daß es ſehr zwei-
felhaft geworden iſt ob die Politik der Majorität dieſes Hauſes die
gehörige Anerkennung finden werde. Jch kann nicht leugnen, daß ein
Zuſtand nahe iſt, wo Gewalt von der einen Seite durch Gewalt von
der andern zuruckgewieſen werden muß. Jch ſtimme dafür, daß man dem
Vorſitzenden die vorgeſchlagene Ermächtigung zugeſtehe. Allein ich muß mich
dagegen erklären daß man feſtſetze, eine Anzahl von 100 Mitgliedern
ſei hinreichend zur Beſchlußnahme. Jch bin gegen jede Reduction. Jch
kann die Ueberzeugung nicht theilen, daß wenn Gefahr ſein wird, ſich
nicht mehr als 100 Mitglieder einfinden werden. Einer Abberufung
wird man nicht Folge leiſten. (Ruf aus den Centren: Nein!) Jch
glaube nicht eher an das Verbrechen eines gewaltſamen Angriffes auf
dieſe Verſammlung, als bis ein Bajonnet an dieſe Pforten zu klopfen
wagt. (Beifall.)

Abg. Vogt aus Gießen: Als ſchon einmal der Aufruhr an die
Pforten des Hauſes pochte, da wußte man, welche organiſirte Macht
man der unorganiſirten entgegenzuſtellen hatte. Wenn aber auch heute
die organiſirte Macht an die Thore pocht, welche Macht werden wir
ihr entgegenſetzen? Sie haben noch keine ſolche Gewalt. Jch glaube
nicht an einen ſobaldigen gewaltſamen Angriff auf dieſe Verſammlung,
aber es giebt ein Syſtem, wodurch man, wenn es nicht früher verhin-
dert wird, dieſelbe auf dem Siechbette an der Entkräftung kann hin-
ſterben laſſen. Eine Gewaltmaßregel gegen dieſe Verſammlung, möge
ſie gluücken oder nicht, iſt ein Glück für unſere Sache, ſie bringt uns
noch das Märtyrerthum. Der Redner erklärt ſich fur die vorgeſchla-
gene Reduction; die Verſammlung ſei ſchon geringer an Zahl, und
er wiſſe nicht, ob bei der beſten Meinung von ihr er glauben durfe,
daß Viele ihre bürgerliche Stellung ihrer politiſchen aufzuopfern bereit
wären. Auch die moraliſche Kraft, die in uns wohnt, hat ihre Gren-
zen. Jn einer jeden Armee reißt die Demoraliſation nach und nach
ein, wenn ſie auf dem Ruckzuge iſt. Trachten wir, daß es uns nicht
gehe wie der öſterreichiſchen Armee in Ungarn, daß wir uns nicht zu
rückziehen, ohne zuvor eine Schlacht geſchlagen zu haben. Der Red-
ner erklärt ſich für die Annahme des erſten Theils des Antrags. Es
könnte ein ſolcher Moment kommen wie in Wien, als Strobach auch
auf Grund der Geſchäftsordnung eine außerordentliche Sitzung verwei-
gerte. Dann aber wird es zu ſpät ſein, dann wird der Strom der
Revolution Alles wegfegen, Rechte und Linke. (Bravo!) Präſident
Simſon erbittet ſich das Wort zu einer Bemerkung Nach ſeiner
Auffaſſung ſtehe vermöge der Geſchäftsordnung dem Präſidenten das
Recht nicht nicht zu, eine außerordentliche Sitzung zu berufen. Er
bittet das Haus, auch den Ort zu berückſichtigen. Ein Antrag zum
Schluß der Debatte wird angenommen.

Der Vorſitzende ſchreitet zur Abſtimmung. Der erſte Satz des Simon-
ſchen Antrags das Präſidium iſt ermächtigt, zu jeder Zeit und an je
dem Ort, welchen es fur zweckmäßig erachtet, Sitzungen der Nationalver-
ſammlung anzuberaumen wird angenommen. Die Abſtimmung über den
zweiten Satz des Goltzſchen Antrags, „eine außerordentliche Sitzung muß
auf das Verlangen von 50 Mitgliedern anberaumt werden iſt zweifel-
haft. Es wird mit Stimmzetteln abgeſtimmt. Der Antrag wird mit 216
gegen 162 Stimmen abgelehnt. Derſelbe Antrag, vom Abg. Zell dahin
verbeſſert, „daß 100 Mitglieder die Zuſammenberufung verlangen müſſen“,
wird angenommen. Von den Vorſchlägen über Abänderung des 8. 18 der
Geſchäftsordnung wird der Goltz'ſche Antrag angenommen, welcher be
ſtimmt, daß die Verſammlung beſchlußfähig iſt, wenn 150
Mitglieder anweſend ſind. Der Vorſitzende verlieſt hierauf eine
Berichtigung des Abg. Simon aus Trier.

Abg. Wiegard ſtellt den Dringlichkeitsantrag das Reichsjuſtizmini-
ſterium möge den Mörder R. Blums, Fürſten Windiſchgrätz, der ſich,
wie man vernehme, auf deutſchem Bundesgebiet befinde, zur Verantwor-
tung ziehen es möge die geeigneten Maßregeln treffen daß derſelbe ſich
nicht durch die Flucht entziehen könne, da es verlaute, er wolle ſich nach
Belgien begeben es mögen zu dieſem Zwecke die nothwendigen Steckbriefe
erlaſſen werden. Die Dringlichkeit wird dem Antrage nicht zuerkannt.

Einem Dringlichkeitsantrage des Abg. Schlöffel und Genoſſen, da-
hinegehend, die Nationalverſammlung wolle beſchließen, das deutſche Volk
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ſei aufzurufen, ſich zu bewaffnen und zum Schutze der Nationalverſamm
iung einzuſtehen, der Dreißigerausſchuß habe bis zum erſten Mai Vorlagen
zu dieſem Aufrufe zu machen, und dieſelbe Aufforderung ſei durch das
Reichsminiſterium an diejenigen Regierungen zu ſtellen, welche die Verfaſ
ſung anerkannt, wird die Dringlichkeit gleichfalls abgeſprochen.

Die Abg. Ziegert und Kierulff ſtellen zwei Dringlichkeitsanträge,
welche im Weſentlichen gleich, nur darin auseinandergehen daß Abg. Zie
gert beantragt: die Nationalverſammlung fordere durch einen vom Dreißi
gerausſchuſſe zu entwerfenden Aufruf das deutſche Volk auf, an der deut
ſchen Verfaſſung feſtzuhalten und dieſelbe zu vertheidigen. Dieſe Beſtim-
mung des Ziegert'ſchen Antrages wird abgelehnt. Die übrigen Beſtimmun-
gen ſeines Antrages ſind durch die Annahme des gleichlautenden Kierulff'-
ſchen Antrags als angenommen zu betrachten. Der Kierulff'ſche Antrag,
welcher ohne Discuſſion angenommen wurde, lautet: Die Nationalver-
ſammlung beſchließt:

1) Jhre Mißbilligung der von den königlich preußi-
ſchen und hannoverſchen Regierungen angeordneten
Auflöſungen der dortigen Volksvertretungen vor
dem ganzen deutſchen Volke auszuſprechen;

2) die Regierungen von Preußen und Hannover auf-
zufordern, auf das ſchleunigſte neue Wahlen an-
zuordnen;

3) gegen die noch übrigen geſetzlichen Organe des preu
ßiſchen und des hannoverſchen Staates die Erwar-
tung auszuſprechen, daß ſie die Anſicht und den Wil-
len des Volks in der deutſchen Verfaſſungsſache of-
fen, muthig und ſchleunig den genannten Regierun-
gen kund thun.
Nachſchrift. Der Antrag des Dreißigerausſchuſſes zu dem Be

richte über den Goltz'ſchen Antrag lautet:
Die verfaſſunggebende Reichsverſammlung
1) erklärt die von der öſterreichiſchen Regierung ausgegangene Ruck-

berufung der Abgeordneten des deutſchöſterreichiſchen Volkes fur
nichtig und unwirkſam;

2) verordnet daß die Taggelder der Abgeordneten des deutſch öſter-
reichiſchen Volkes im Fall der Rückhaltung von Seiten der öſter
reichiſchen Regierung aus Reichsmitteln ausbezahlt werden ſollen

3) beauftragt die Centralgewalt mit dem Vollzuge dieſes Beſchluſſes.

Frankfurt, den 1. Mai.
Die Sitzung wird um 9 Uhr eröffnet. Auf der Miniſterbank: Mini-

ſterpräſident v. Gagern Finanzminiſter v. Beckerath, Juſtizminiſter R.
Mohl. Bei der geſtern vorgenommenen Ergänzungswahl dreier Mitglie-
der in den Geſetzgebungsausſchuß wurden gewählt: Kehl aus Roſtock,
Schüler aus Jena und Chriſt aus Bruchſal. Abg. Heiſterbergk fragt
das Reichskriegsminiſterium, ob es Kunde davon habe, daß man beabſich-
tige, preußiſche Truppen im ungariſch öſterreichiſchen Kriege zu Gunſten
des Cabinets von Olmütz zu verwenden welches Oeſterreich von Deutſch
land losgeriſſen, und was das Reichskriegsminiſterium zu thun gedenke,
um ſolches zu hindern. Der Reichskriegsminiſter wird dieſe Jnterpellatien
in einer der nächſten Sitzungen beantworten. Der Vorſitzende verkündet
den Uebergang zur Tagesordnung.

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung 1) Berathung des vom Abg.
Degenkolb, Namens des volks wirthſchaftlichen Ausſchuſſes erſtatteten Be
richts über Petitionen von Webern und Spinnern, Vermehrung der Ar-
beit, beſſeren Lohn der Arbeit, Hebung der Gewerbe und Jnduſtrie be-
treffend. Alle dieſe Petitionen claſſificiren ſich in folgende Forderung zur
Abhilfe: 1) Gänzliche Abſchaffung aller Maſchinen. 2) Verbot, die
Maſchinen zu vermehren. 3) Hohe Beſteuerung der Maſchinen damit die
Handarbeit concurriren könne. 4) Wiedereinführung des Spinnrockens.
5) Beſteuerung der rohen Baumwolle damit die Baumwollenartikel nicht
zum Nachtheil der Leinen ſich mehr ausbreiten. 6) Schutzzoll auf Garne,
damit Spinnereien angelegt werden können. 7) Gänzliches Verbot aller
Einfuhr von Maſchinengarn. 8) Bezeichnung der gemiſchten Leinen durch
Stempel. 9) Handelsverträge mit dem Auslande, um den Abſatz der Fa
brikate dahin zu vermehren. 10) Anlegung von Spinnſchulen. 11) An-
legung und Beförderung der Flachsſpinnmaſchine. 12) Abſchaffung der
Fixbleichen und Strafbeſtimmungen bei Verderben der Leinwand durch die
Bleicher. 13) Gewerbeordnung und Verbot des Hauſirhandels. 14) Ab-
ſchaffung der Lotterien. 15) Verbot der Einführung geſchlichteter Ketten,
genannt Warps. 16) Beförderung des Flachsbaues und der Flachscultur.
17) Einrichtung von Schau und Gewerbegerichten. Der Ausſchuß trägt
darauf an: Die hohe Nationalverſammlung wolle beſchließen 1) in die
Forderungen der Petitionen, ſoweit ſie in Nr. 1, 2, 3, 4, 5,7, 12,
15 Beſchränkungen der Gewerberhätigkeit enthalten, nicht einzugehen 2) in
Erwägung aber daß die Arbeits und Lohnverhältniſſe der Leinenweberei
und Spinnerei eine Verbeſſerung dringend erheiſchen in fernerer Erwä-
gung daß die Leineninduſtrie als eine durchaus nationale von der größten

Bedeutung für die Wohlfahet des ganzen Landes iſt und ihre Vervollkomm
nung und Ausdehnung mit allen zweckentſprechenden Mitteln gefördert
werden muß, und in endlicher Erwägung des Entwicklungsganges, wel
chen dieſer Jnduſtriezweig in England genommen hat die unter den Nr.
6, 8, 9, 10, 11, 16, 17 enthaltenen Forderungen dem Reichsminiſterium
zu ſachdienlicher Berückſichtigung unter Hinzuziehung Sachverſtändiger zu
überweiſen. Der Ausſchuß glaubt ferner es ſei der Sachlage angemeſſen,
den Petenten über die Gründe, welche ein Eingehen auf beſchränkende
Maßregeln nicht geſtatten, Mittheilung zu machen und trägt darauf an,
„die hohe Nationalverſammlung wolle beſchließen den Petenten den gegen
wärtigen Bericht zugehen zu laſſen.“ Abg. Degenkolb, Berichterſtat
ter des Ausſchuffes, begründet den Ausſchußantrag in kurzen Worten,
worauf die Anträge des Ausſchuſſes angenommen werden.

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung Berathung des vom Abg.
v. Schrenk, Namens des Ausſchuſſes für Geſchäftsordnung erſtatteten Be
richts in Betreff verſchiedener an die verfaſſunggebende Reichsverſammlung
gelangter Eingaben. Der Ausſchuß trägt darauf an, die Eingaben zu
den Acten zu nehmen. Der Ausſchußantrag wird angenommen.

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung Berathung des vom Abg.
Degenkolb, Namens des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes erſtatteten Be
richts über Petitionen von Tuchmachergewerken betreffend die Hebung des
Tuchmachergewerkes. Der Ausſchuß trägt darauf an, die Nationalver-
ſammlung wolle über einige Petitionspunkte zur motivirten Tagesordnung
übergehen andere aber dem Reichsminiſterium zu ſachdienlicher Berückſich
tigung überweiſen. Der Ausſchußantrag wird angenommen.

Vierter Gegenſtand der Tagesordnung Berathung des vom Abg.
v. Reden, Namens des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes, erſtatteten Be
richts, diejenigen Eingaben welche ſich auf die Verhältniſſe des Weſer
ſtroms beziehen betreffend. Der Ausſchuß beantragt: mit dem Ausſchuß-
berichte, die betreffenden 10 Eingaben über die Verhältniſſe der Weſer dem
Reichsminiſterium zur Benutzung bei dem Entwurfe des in V. 24 der
Reichsverfaſſung vorbehaltenen Reichsgeſetzes zu überſenden auch möglichſte
Beſchleunigung der deßfalſigen Vorlagen anheim zu geben. Der Ausſchuß
antrag wird angenommen.

Fünfter Gegenſtand der Tagesordnung Berathung des vom Abg.
v. Reden, Namens des volks wirthſchaftlichen Ausſchuſſes erſtatteten Be
richts über das Geſuch der Vorſteher der Saalfloßcommune zu Kahla,
Herzogthums Sachſen Altenburg, die Ueberlaſtung der Saale Floßfahrt
durch Abgaben betreffend Der Ausſchuß beantragt: „Die Reichsverſamm-
lung wolle dieſen Bericht nebſt anliegender Eingabe der Saalfloßcommune
in Kahla dem Reichsminiſterium zur gründlichen Aufklärung der in Be
tracht kommenden Verhältniſſe und Berückſichtigung bei Ausarbeitung der
im 24 und 25 der Reichsverfaſſung vorbehaltenen Reichsgeſetze, über-
weiſen.“ Der Ausſchußantrag wird angenommen.

Sechster Gegenſtand der Tagesordnung Berathung des vom Abg.
v. Reden, Namens des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes erſtatteten Be
richts das Geſuch der Mälzer und Brauergilde in Nieder Schlefien, um
Anwendung verſchiedener die Aushilfe des Brauergewerbes bezweckender
Maßregeln betreffend. Der! Ausſchuß beantragt: „„Die Reichsverſamm-
lung wolle das Geſuch der Mälzer- und Brauergilde in Niederſchlefien um
Anwendung verſchiedener die Abhilfe des Brauereigewerbes bezweckender
Maßregeln, mit dieſem Berichte dem Reichsminiſterium, zur Benutzung bei
Ausarbeitung der Geſetzentwürfe behufs Ausführung der Beſtimmungen der
89. 34 und 36 der Reichsverfaſſung überweiſen.“ Der Ausſchußantrag
wird angenommen.

Siebenter Gegenſtand der Tagesordnung Berathung des vom Abg.
v. Reden, Namens des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes erſtatteten Be
richts über eine Anzahl Eingaben, welche die Gleichſtellung der Beſteue-
rung von beweglichen und unbeweglichen Gütern betreffen. Der Ausſchuß
beantragt: „Die Eingaben der Eingangs bezeichneten Volksvereine der han
nover' ſchen Aemter, wegen Gleichſtellung der Beſteuerung von beweglichen
und unbeweglichen Gütern zu den Acten zu nehmen.“ Der Ausſchußantrag
wird angenommen.

Auf die Bitte des Abg. Fröbel, Namens der Majorität des Dreißi-
gerausſchuſſes, wird der achte Gegenſtand der Tagesordnung: Bera-
thung des vom Abg. Fröbel, Namens des Ausſchuſſes zur Vorberathung
von Maßregeln welche zur Durchführung der Reichsverfaſſung nöthig er
ſcheinen erſtatteten Berichts über einen die Abberufung von Deputirten
zur deutſchen Reichsverſammlung ſeitens der Regierungen der Einzelſtaaten
betreffenden Antrag der Abg. Goltz und Genoſſen, ſo wie über eine vom
k. k. öſterreichiſchen Bevollmächtigten bei der Centralgewalt unter dem
15. April durch das Reichsminiſterium des Jnnern an die Reichsverſamm-
lung gelangte Depeſche auf eine der nächſten Sitzungen vertagt. Vor
dem Schluſſe der Sitzung verkündete der Vorſitzende den Austritt der Abgg.
Künßberg aus Ansbach und Clemens aus Bonn. Schluß der Sitzung
10 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag den 3. Mai.
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Bekanntmachungen.
Der Wollmarkt in Deſſau wird in

dieſem Jahre Donnerstag und Freitag
den 14. und den 15. Juni

abgehalten.
Zur Bequemlichkeit der Woll-Produ-

zenten und Einkaäufer ſind die frühern Ein-
richtungen fur dieſes Jahr ebenfalls ange
ordnet, auch haben die Hebeſtellen des Lan-
des wegen der Chauſſee und Bruckgeld
freiheit wahrend dieſer Tage bereits Jn-
ſtruction erhalten.

Deſſau, den 21. April 1849.
Herzogl. Anhalt. Regierung.

Abtheilung des Jnnern.
Plötz.

Etabliſſements- Anzeige.
Einem geehrten Publikum beehre ich

mich hierdurch ergebenſt anzuzeigen, daß
ich mich im hieſigen Orte als Kupfer-
ſchmiedemeiſter etablirt habe. Jch
empfehle mich zur Anfertigung von Feuer-

ritzen, ſo wie der vollſtändigſten
renn- Apparate c., ſo wie deren

Reparaturen, überhaupt aber aller in mein
Fach ſchlagender Artikel und verſichere die
prompteſte, reellſte und billigſte Bedienung.

Bitterfeld, den 1. Mai 1849.
Heinrich Meyer,

Kupferſchmiede-Meiſter.

Da ich die Reſerve-Plane aus der
Ploößnitzer Separation von dem heuti-
gen Tage an erkauft habe, ſo wird das
fernere Befahren derſelben bei 15
Strafe hiermit verboten.

Ploößnitz, den 1. Mai 1849.
Der Amtsverwalter Baumgarten.

Friſcher Kalk, den 7. d. M., in der
Kirchner'ſchen Ziegelei am Klausthor.

Bei H. W. Schmidt iſt in Commiſ-
ſion erſchienen
Die Vortheile der Lebensver-
ſicherungs-Banken. Durch ma-
thematiſch genaue Berechnung nachge
wieſen an der Geſellſchaft Janus in
Hamburg. Von Dr. Aug. Wie-
gand, Oberlehrer und Mathematikus
an der Realſchule zu Halle. Preis:
3

Parabiesgarten.
Heute, Freitag, Nachmittags von 5

Uhr an Concert.
Stadtmuſikchor.

Feder-, Haar und Strohmatratzen
werden angefertigt bei Lampe, gr. Brau
hausgaſſe.
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Bei Unterzeichnetem erſcheint
in Kurzem:

Verzeichniß
der

zum Departement des Appella-
tionsGerichts zu Naumburg
gehörigen Ortſchaften alphabetiſch
nach der neuen Kreisgerichts-Ein-
richtung zuſammengeſtellt.

Beſtellungen darauf werden
bald erbeten.
Naumburg a/S. d. I. Mai

1849.
C. O. Wild'ſche Buchdruckerei.

Die Nutzungen des Hertha-Bades zu
Erdeborn ſollen meiſtbietend auf dieſes
und nach Befinden auf mehrere Jahre an
einen geeigneten Bademeiſter verpachtet wer
den. Dazu haben wir Termin auf den
6. Mai 1849 Nachmittags 3 Uhr im Gaſt-
hofe hier angeſetzt und laden Unterneh-
mungsluſtige dazu ein.

Erdeborn, am 29. April 1849.
Die Bade-Direction.

Ritterguts- Verpachtung.
Zur oöffentlichen meiſtbietenden Verpach-

tung des in Oberroöblingen, Sanger-
häuſer Kreiſes, an der Erfurt-Mag-
deburger Chauſſee, in der ſogenannten
goldenen Aue belegenen Allodial-Ritter-
guts nebſt Pertinentien, vollſtändigem Jn-
ventario und mehrerer walzender Länderei,
über 620 Acker Land, 271 Acker Wieſen,
177 Acker privative Huthung im Riethe,
8 Acker Garten, habe ich im Auftrage der
Oberamtmann Auguſt Lüttich ſchen Er
ben einen Termin auf den

24. dieſes Monats Mai Vormittags
10 Uhr

im Gaſthofe zum Preußiſchen Hofe hier
angeſetzt, in welchem die Bedingungen be-
kannt gemacht werden ſollen. Die Ver-
pachtung geſchieht auf 6 Jahre und die
Uebergabe iſt auf den 22. Juni er. feſt-
geſetzt.

Zahlungsfähige Pachtliebhaber lade ich
dazu ergebenſt ein.

Sangerhauſen, am 1. Mai 1849.
Juſtizrath Dr. Günther.

Eine neumilchende Kuh ſteht zu ver-
kaufen bei Zſcheye zu Froößnitz.

Friſcher Kalk
Montag und Dienstag den 7. und 8. d.
M. in der Ziegelei zu Trotha.

Ein ausgezeichnet großes fettes Schwein
ſteht zum Verkauf auf dem Rittergute
Altpouch bei Bitterfeld.

Seegras
in gepressten Ballen, schön trocken und
frei von Staub und Sand empfingen und
empfehlen am pilligsten

C. F. Mitreuter Co.

Beng. Reishaben wiederum ein Pöstchen heranbe-
kommen in vorzüglicher Oualität; wir
offeriren von demselben

13 W für 1
à W 2

m

ergebenst.
Von reinen indischen

Ter n,Sstettiner Fabrikate, empfingen
ein Partiechen und empfehlen in Broden
und als Farine den geehrten Consu-
menten und versprechen billigste Noti-
rung.

Chocoladen- und Cacao-
Fabrikate, ans der bekannten Fa-
brik von Jordan Timaeus in
Dresden halten stets vorräthig und
verkaufen dieselben zum PFahbrikpreise,

Unser vollständig assortirtes

Cigarrenlager
empfehlen wir geneigter Berücksichtigung;
es bietet eine vollständige Auswahl mm
portirter Hamburger u. Bre-
mer Cigarren, die wir den Her-
ren Rauchern als etwas Schönes empfeh-
len köhpnen. Unser Lager von reinem
Pfälzer Wabrikate in nobler
Verpackung und völlig abgelagert em-
pfehlen wir zu sehr billigen Preisen,
und machen Restaurateurs und Händler
darauf aufmerksam.

Frische Ciütronensäure of-
feriren wir hbilligst.

Kleesaamen roth, so vie
Zuckerrübenkerne, roth und
weiss, in neuer bester QOualität, verkau-
fen unter Garantie für Güte am billigsten

C. F. Mitreuter Co.,
Ober- Leipziger Strasse Nr. 1649.

Guter Rüben-Syrup, der Achtel-Cent-
ner 10 das Pfund 1 empfiehlt

Wilhelm Schulze in Oſtrau.

Auf dem Oekonomie-Amte Pforte
ſind 300 Stück 4- und 6zaähnige Hammel
zu verkaufen.

Sonnabend d. 5.5. im Spring'sehen
Garten.
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Neues Abonnement auf die Eisleber Zeitung für
Mai und Juni.

Um vielfach geäußerten Wünſchen entgegen zu kommen, haben wir ein Abonne
ment auf dieſe beiden Monate eröffnet und nehmen alle Poſtämter und Poſt-
boten Beſtellungen auf dieſe beiden Monate zum Preiſe von 12 an.

Wir ſehen ferneren zahlreichen Beſtellungen entgegen.
Die Expedition der Eisleber Zeitung.

F. Kuhnt.

Churheſſiſche und Badiſche Prämien-Ziehungen
am 31. Mai und 1. Juni 1849.

der Staats-Anlehen von fl. 14,600,000 und 6,725,000 Thlr.
Gewinne: Thlr. 36,000, 8,000, 4000, 2 à 1500, 3 à 1000,

5 à 400, 10 à 200, 20 à 120, 31 à 100, A25 à 55; ferner 20 mal
fl. 1000, A80 mal fl. 70, 500 mal fl. A2.

Eine Badiſche Nummer koſtet I Thlr. eine Heſſiſche Nummer koſtet 2 Thlr.
Eine Heſſiſche und eine Badiſche Nummer zuſammen koſten 3

J. Nachmann S Comp.Thlr. Zu beziehen bei
Banquiers in Mainz am Rhein.

FeuerVerſicherungsGeſ ellſchaft
Colonmia.

Ein Auszug aus dem Protokolle der
am 17. d. M. ſtattgehabten General-Ver-
ſammlung der Geſellſchaft liegt bei dem
unterzeichneten Agenten zur Mittheilung
an Jeden, der ſich fur die Anſtalt intereſ-
ſirt, bereit.

Hier genüge die Andeutung, daß die
Colonia ihren günſtigen Geſchäftsſtand dazu
benutzt hat, ihren Reſervefonds anſehnlich
zu verſtärken.

Coönnern, den 30. April 1849.
C. Goericke.

Heute Nachmittag I Uhr
u. folg. Tage im Auckrionslokale
gr. Ulrichsſtraße Nr. 20 Fort-
ſetzung der Bauermeiſter'ſchen
Auetion. J. H. Brandt.

Maſtvieh- Verkauf.
Auf dem Rittergute Weg witz bei

Merſeburg ſtehen 7 fette Ochſen und eine
fette Kuh (Koörnermaſt) zum Verkauf.
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Warnung.
Der frühere Fußweg von Landsberg

über den Reinsdorfer Berg nach Hohen-
thurm iſt bei 10 Strafe verboten.

Landsberg, den 1. Mai 1849.
Die betheiligten Feldbeſitzer.

Ein junger lediger Hofemeiſter, wel
cher ſeinen Beruf gründlich verſteht und
nebenbei der Wagenarbeit kundig iſt, ſucht
auf einem Gute ein baldiges Unterkommen.

Geneigte Offerten bittet man unter der
Chiffre F. H. 28. franco poste restante
Eisleben gütigſt einſenden zu wollen.

Mühlen- Verkauf.
Die dem Mühlenbeſitzer G. Hahne-

mann in Groß-Paſchleben bei Coö-
then zugehörige, nahe beim Dorfe belegene
Windmuühle, welche nicht lange erſt neu
erbauet iſt, mit 2 Mahlgängen, einem
deutſchen und einem Cylindergang, Wohn-
haus und Wirthſchaftsgebäuden, 15 Mor-
gen Garten 1 Morgen Wieſe, Mor-
gen 2 Ackerflecke, 6 Morgen Acker c. bin
ich beauftragt, öffentlich meiſtbietend zu
verkaufen, und habe hierzu Termin auf

Sonntag den 13. Mai d. J.
Nachmittags um 3 Uhr im Gaſthofe zu

Groß-Paſchleben
anberaumt, wozu ich Kaufliebhaber erge-
benſt einlade. Die Bedingungen liegen
im Termine ſelbſt, ſo wie in meiner Woh
nung in Cöthen, Neumarkt Nr. 623a,
zur gefälligen Einſicht bereit.

Noch wird bemerkt daß bedeutende
Holznutzungen bei dem Grundſtücke ſind.

Cöthen, den 1. Mai 1849.
F. Wendler, Geſchafts- Agent.

Preußens zweite Kammer.
Bei Pfeffer in Halle erſchien:

Die Bildung der zweiten Kammer
Preußens auf dem Grunde orga-
niſcher Gliederung des Volks-
lebens. Preis 6

Der Finder einer vom Waiſenhauſe bis
zum großen Berlin verloren gegangenen
goldenen Broche wird um deren Rückgabe
gegen eine angemeſſene Belohnung in Nr.
431 gebeten.

Sonntag den 6. Mai ſoll auf der Berg-
ſchenke in Cröllwitz eine hübſche Dop-
pelflinte ausgeſchoſſen werden.
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Concert.
Heute, Freitag den 4. Mai, findet
im Bürgergarten Concert von der Sanger
geſellſchaft Kieter, Seitz, Beinlich
u. Müller ſtatt, woſelbſt Lieder, komi
ſchen ſowie auch tragiſchen Jnhalts, im
Koſtum vorgetragen werden. Der berühm-
te Zitterſpieler Seitz aus München
wird ſich auf der chromatiſchen Zitter, wel
che hier noch nie gehört worden iſt, in
verſchiedenen Thema's produciren. Anfang

4 Uhr. Entrée 2 à Perſon.
Von jetzt an wird in meiner Brauerei

jeden Montag und Donnerstag Breihahn
und jeden Dienstag, Freitag und Sonn
abend Braun wBier verkauft.

Wilhelm Rauchfuß,
kleiner Berlin Nr. 415.

Nicht allein Gardinen werden aufgeſteckt,
ſondern auch neue Ausſchnitt- Gardinen
pünktlich beſorgt von Lampe, große
Brauhausgaſſe.

Ein Gaſthof mit großem Garten, 6
Stunden von Halle, in einer Provin-
zial-Stadt ſehr vortheilhaft gelegen des
gleichen eine Windmühle, ebenfalls vor
dieſer Stadt befindlich, mit 2 Gaängen,
ſchönem Wohnhauſe, in welchem ein ſtar
ker Mehlhandel betrieben wird, ſowie mit
etwas Ackerzubehörungen und einer bedeu-
tenden Obſtnutzung, ſteht ſofort unter bil-
ligen Bedingungen zu verkaufen. Näheres
bei Supprian in Halle, Leipziger-
ſtraße Nr. 283.

Friſch gebrannter Kalk Montag den 7.
und Donnerstag d. 10 d. M. bei Liskau
u. in Halle beim Mauermeiſter Stengel.

Eine gebildete, in allen weiblichen Ar
beiten geſchickte Wirthſchafterin ſucht in
der Stadt oder auf dem Lande ein baldi-
ges Unterkommen durch J. G. Fiedler
in Halle, kl. Steinſtraße.

Beſte franzöſiſche Katharinenpflaumen,
wie auch ausgezeichnet ſchöne boöhmiſche
Pflaumen empfiehlt

G. Goldſchmidt.
Herzlichen Dank den verehrten Mitglie-

dern der Backer-Jnnung, welche ihren un
glücklichen Freund F. Wiebach zu ſeiner
letzten Ruheſtatt begleiteten. Insbeſondere
gilt dieſer Dank dem Altgeſellen Herrn
Schaaf, ſowie dem Sattler Herrn L.
Gotſch jun., welche ihre Freundſchaft
durch ihre beſondere Aufopferung und Mühe
bewährten. Die Familie Richter.
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Geſchäfts- Vyrte gung
Jndem ich hiermit ergebenſt anzeige, daß ich meine

Eiſen- und Steinkohlen- Niederlage
nach der großen Steinſtraße Nr. 1547 neben der Poſt verlegte, bemerke
ich zugleich, daß ich mein Lager vergrößert, die Preiſe aber bedeutend ermaßigt habe.

Th. Richter.

Engl. NußKohlenin beſter, friſcher und geſiebter Waare empfing und empfiehlt zu herabgeſetztem Preiſe

Th. Richter neben der Poſt.

Wettiner Steinkohlen,
vom neuen Schacht (Perleberg), ſind à Tonne 1 15 von jetzt ab fort-
während zu haben bei Th. Richter,

große Steinſtraße Nr. 1547.

Scheunen-, Lager
abzugeben große Steinſtraße Nr. 1547.

und Kellerräume ſind noch
Th. Richter.

Sonntag den 6. Mai
ladet zum Concert und Ball

ergebenſt ein

G. Gehre,
Reſtauration Stumsdorf.

Maitrank
täglich friſch von Leinen Mo
ſelwein verkaufe auch in dieſem
Jahre à Bout. 7 S.

Friedr. Kühl.
186r Moſelwein,

à Bout. 7 kann beſtens empfehlen
Friedr. Kühl.

Das Meubles- Magazin der
ieſigen vereinigten Tiſchlermei-
er am Markt, ohnweit der Klausſtraße,

im Kaufmann Riſel'ſchen Hauſe belegen,
aufs Reichhaltigſte ausgeſtattet, empfiehlt
ſich dem Wohlwollen eines hochgeehrten
hieſigen und auswärtigen Publikums an-
gelegentlichſt.

C Gute Halberſtädter Saa-
menkartoffeln ſind in Wispeln und Scheffeln
zu verkaufen Oberſteinthor Nr. 1519b.

Eine große Quantitat Pferdedünger
liegt (zu jeder Tageszeit zum Abfahren)
zum Verkauf Oberſteinthor Nr. 1519b.

G. Heine.

Ritterguts- Verkauf.
Ein mit einem ſchonen Schloſſe und

durchgaängig mit vorzuglichen maſſiven Ge-
bäuden verſehenes Allodial- Rittergut in
der Nähe von Grimma und Lauſigk,
enthaltend 1160 Dresdner Acker Geſammt-
areal (den Acker zu 300 Ruthen) oder
etwas über 2500 Magdeburger Morgen,
einſchließlich circa 1200 Magdeb. Morgen
gutbeſtandenen Forſtes, der Lage nach zur
Umwandlung. in Feld ſich eignend, mit
17,731 Steuereinheiten cataſtrirt, iſt aus
freier Hand zu verkaufen, wozu der Un-
terzeichnete den ausſchließlichen Auftrag be-
ſitzt; es werden daher Selbſtkäufer erſucht,
reflectirenden Falls ſich wegen Kenntniß
des Nahern mittelſt portofreier Briefe an
untenſtehende Adreſſe zu wenden. Auch
wird noch bemerkt, daß der großte Theil
des vorzuglichen Mobiliars mit uberlaſſen
werden kann.

W. G. Hallensleben,
Landſchaftsrath in Sondershauſen.

Anzeige.
Der Betrieb der Braunkohlengrube

Nr. 18 in Hohenweidner Feldflur iſt
wieder eröffnet und iſt die Tonne Kohle
à 21 zu haben. Die gute Qualität
der Kohle durch unterirdiſchen Abbau, ſo
wie die leichte und ſehr bequeme Abfahrt
derſelben wird den geehrten Conſumen
ten ganz beſonders empfohlen.

de

Sonnabend, den 5. Mai,
Großes Conesrt und Ball,

gegeben vom Vereinigten Muſikchore
aus Halle.

Hierzu ladet ergebenſt ein
Haedler in Langenbogen.

Gebauerſche Buchdruckerei.

burg.

Leipzig, Petersſtraße Nr. A.
Da das Engros- Geſchäft beendet iſt,

ſo werden nachbenannte Waaren wegen
ſchneller Räumung von heute ab im Ein-
zelnen verkauft, und zu ſolch billigen Prei-
ſen, wie nie wieder vorkommen wird.

2000 Stück
ewirkte, ecarrirte und bordirte
mſchlagetücher, eine große Aus-

wahl von Taffet, Mouſſeline de
laine, Camlotts, ſeidene Waag-
ren und viele andere Artikel.

J. Bargonu aus Magdeburg,
zur Meſſe

Leipzig, Petersſtraße Nr. A,
mit meiner Firma bezeichnet.

3000 werden als ein Darlehn zur
erſten Hypothek auf ein Landgut von mehr
als doppellem Werthe geſucht durch den
Rechtsanwalt Sauerteig in Eilen-

Dies
C. L. Blau.

FIaitranic
empfiehlt beſtens C. L. Blau.

täglich bei

Jn dem Hauſe große Markerſtraße Nr.
410 iſt die untere Wohnung zum 1. Octo-
ber c. zu vermiethen auch ſind daſelbſt
zwei Keller, ein Pferdeſtall, Schuppen
und Boden ſofort zu vermiethen und das
Nähere bei dem Hausmann Moritz par-
terre rechts zu erfahren.

Gutes Pflaumenmus, von 1 W bis 1
ſteckbare Kummelpflanzen und Gurkenkerne
ſind zu verkaufen in der Fuchsmuühle an

der Goötſche. Ohlhoff.
Jn unſerer Tuchfabrik finden mehrere

geſchickte Tuchmacher dauernde Beſchäfti-
gung.

Nordhauſen, den 26. April 1849.
Gebruder Günther.

r an h U ä S T cFamilienNachrichten.
Entbindungs- Anzeige.

Am Bußtage gegen 6 Uhr Abends wur-
de meine liebe gute Frau Thecla geb.
Steckner leicht und glücklich von einem
niedlichen Maädchen entbunden. Dies ſtatt
jeder beſonderen Nachricht.

Halle, d. 3. Mai 1849.
Heinrich Stephany.
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